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Vorbemerkung

Im Juni 1996 trat der Bund an den Wissenschaftsrat heran
mit der Bitter €r möge sich mit den aus dem ehemaligen
Bundesgesundheitsamt (BGA) hervorgegangenen Nachfolgeein-
richtungen und dem Bundesamt für Sera und Impfstoffe,
"Paul-Ehrlich-rnstitut" (PEI) zu befassen. Bei dieser
Analyse soll die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit
unter Berücksichtigung der Doppelfunktion als Behörden
und Vtissenschaftseinrichtungen bewertet werden. Ziel ist
€s, den mit der Neuordnung des BGA begonnenen "Konsoli-
dierungsprozeß weiterzuführen und zugleich den Herausfor-
derungen der Zeit gerecht zu werden, vor die sich auch

das Bundesministerium für Gesundheit gestellt sieht"l).
Der Vüissenschaftsrat hat dieser Bitte entsprochen und die
Aufgabe zum Anlaß genommen, im Rahmen der Beratungen mo-

dellhaft deutlich zu machen, worauf es bei der Bewertung
der wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit von Einrichtun-
gen der Ressortforschung ankommt.

Die erste dieser Stellungnahmen gilt dem Robert Koch-In-
stitut in Berlin, das am 4. Februar L997 durch eine Ar-
beitsgruppe des Wissenschaftsrates besucht wurde. Der

Arbeitsgruppe gehörten auch Fachexperten an, die nicht
Mitglieder des Vüissenschaftsrates sind. Ihnen weiß sich
der Wissenschaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet. Die
Stellungnahme wurde am 14. November L997 verabschiedet.

Schreiben der Parlamentarischen
ministerium für Gesundheit vom

Staatssekretärin im Bundes-
19.6 .L996.

I)
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A.

A.I.

Ausgangslage

Entwicklung und Aufgaben

Mit dem Gesetz über die Neuordnung zentraler Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens (Gesundheitseinrichtungen-Neu-
ordnungs-Gesetz - GNG) entstanden aus dem früheren Bun-
desgesundheitsamt (BGA)2) mit seinen sechs Instituten
drei Bundesinstitute, denen im nachgeordneten Veranthror-
tungsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit (BMG)

hoheitliche Aufgaben des Gesundheitsschutzes zugeordnet
sind. Neben dem Robert Koch-Institut (zusammengesetzt aus
dem früheren Robert Koch-Institut, dem ehemaligen Insti-
tut für Sozialmedizin und Epidemiologie mit Aufgaben im
Bereich der nicht-übertragbaren Krankheiten und dem im
Rahmen des BGA zuvor selbständigen AIDS-Zentrum) wurden
Mitte 1994 das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte (BfArM) und das Bundesinstitut für gesund-
heitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin (BgW)
aIs eigenständige, dem BMG nachgeordnete Bundesoberbehör-
den etabliert. Das ebenfalls zum früheren BGA gehörende
Institut für V{asser-r Boden- und Lufthygiene wurde in das
Umweltbundesamt eingegliedert .

I. L. Entvricklung des RKI

Das Robert Koch-Institut (RKI) wurde als ,,Königlich preu-
ßisches Institut für Infektionskrankheiten" 1891 gegrün-
det und von 1935 bis L942 dem präsidenten des damaligen
Reichsgesundheitsamtes unterstellt. L952 wurde das Insti-
tut zusaflrmen mit dem Institut für trIass€r-, Boden- und
Lufthygiene sowie dem Max von Pettenkofer-fnstitut in das
Bundesgesundheitsamt eingegliedert. Im Bereich der Infek-

Gesetz über die
sundheits\^resens
setz - GNG) vom

Neuordnung zentraler Einrichtungen des Ge-
( Gesundheitseinrichtungen-Neuordnungs-Ge-
24. Juni L994.

2)
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tionskrankheiten geht die heutige Grundstruktur des RKI

unter anderem zurück auf Empfehlungen des Wissenschafts-
rates, der sich nach einer Ausbauempfehlung im Jahr
19653) auf ü'Iunsch des Gesundheitsministeriums im Jahr
19674) mit Struktur und Arbeitsweise des rnstituts be-
faßte. Die damalige Neuordnung sollte sicherstellen, daß

zwischen der den "staatsaufgaben angemessenen hierarchi-
schen organisationsform und der wissenschaftlicher For-
schung angemessenen Selbständigkeit und Gleichordnung ein
Ausgleich" gefunden wird. Im Verhältnis des Robert Koch-
fnstituts zum BGA und zum BMG gehe es vor a1lem darum,

"die Weisungsabhängigkeit des Instituts in der Weise zv

regulieren, daß es nicht mit aufgaben der öffentlichen
Gesundheitspflege über Gebühr belastet und damit in der
hierzu erforderlichen Forschung eingeengt wird".5)

T.2. Aufgaben

a) Gesetzlich festgelegte Aufgaben des RKI

Das GNG6) weist dem RKI folgende Aufgaben z:ui

Erkennung, Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren
und nicht übertragbaren Krankheiten;

Epidemiologische Untersuchungen auf dem Gebiet der
übertragbaren und nicht übertragbaren Krankheiten

Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Ausbau der wissen-
schaftlichen Einrichtungen, Teil III, Forschungseinrichtun-
gen außerhalb der Hochschulen, Akademien der Wissenschaf-
ten, Museen und wissenschaftliche Sammlungen, Bd. L, 1965,
s. LAt f.

Vtissenschaftsrat: Empfehlungen und Stellungnahmen aus den
Jahren l-958-L97Lt S. 46 ff .

A.a.O. S.48.

S2und4cNG

1.

2.

3)

4)

5)

6)
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einschließlich der Erkennung und Bewertung von Risi-
ken sowie der Dokumentation und Information;

Sammlung und Bewertung von Erkenntnissen und Erfah-
rungen zu HlV-Infektionen und AlDS-Erkrankungen ein-
schließ1ich der gesellschaftlichen und sozialen Fol-
gen;

Gesundheitsberichterstattung ;

Risikoerfassung und -bewertung bei gentechnisch ver-
änderten Organismen und Produkten, Erarbeitung geeig-
neter Sicherheitsmaßnahmen, Durchführung des Gentech-
nikgesetzes, Humangenetik i

Gesundheitliche Fragen des Transports ansteckungsge-
fährlicher Stoffe;

Fragen des Transports gentechnisch veränderter Orga-
nismen und Produkte;

Unterstützung der zuständigen Bundesministerien, Mit-
wirkung bei der Entwicklung von Normen und Standards
sowie wissenschaftliche Forschung zur Erfüt1ung der
Amtsaufgaben auf den o.a. Gebieten.

Von Bedeutung für die Arbeit des RKT sind im einzelnen
die folgenden Regelungen:

- Bundes-Seuchengesetz, Geschlechtskrankheitengesetz, Lä-
borberichtsverordnung zu HIV-Infektionen

Dem RKI obliegt als fachlich zuständi_ger Bundesoberbehör-
de die Überwachung der epidemiologischen Lage, die Erkun-
dung von Ursachen der Verbreitung besonders bedeutsamer
Krankheiten sowie der Erarbeitung von Strategien zur prä-
vention und Krankheitsbekämpfung. Nach dem Entwurf des

4.

5.

6.

7.

8.
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geplanten Infektionsschutzgesetzes soll das Robert Koch-
Institut eine koordinierende Aufgabe als Leitinstitut des
öffentlichen Gesundheitsdienstes übernehmen, fortlaufend
infektionsepidemiologische Analysen durchführen und in
Schwerpunktbereichen, in denen noch nicht genügend Er-
kenntnisse vorhanden sind, eigene Forschungsanstrengungen
unternehmen.

- Gentechnikgesetz und zugehörige Rechtsverordnungen

Das RKI ist gemäß § 14 Gehtechnikgesetz (GenTG) die zu-
ständige Behörde für die Genehmigung von Freisetzungen
gentechnisch veränderter Organismen in die Umwelt sowie
das Inverkehrbringen von Produkten, die gentechnisch ver-
änderte Organismen enthalten oder aus solchen bestehen.
Das RKf ist Sitz der Geschäftsstelle der Zentralen Kom-
mission für die Biologische Sicherheit (ZKBS), der die
Prüfung und Bewertung sicherheitsrelevanter Fragen nach
den Vorschriften des GenTG sowie die Beratung von Bundes-
regierung und Ländern in sicherheitsrelevanten Fragen der
Gentechnik obliegt.

- Verordnung über neuartige Lebensmittel und neuartige
Lebensm-ittelzutaten (NoveI food-Verordnung)

fm Laufe des Jahres L997 so11 das RKI zuständig werden
für Entscheidungen über das fnverkehrbringen von soge-
nannten novel food, soweit sie genetisch veränderte Or-
ganismen sind, oder solche enthalten.

- Krebsregistergesetz

Nach § 10 des Krebsregistergesetzes (KRG) ist das RKI
dazu verpfrichtet, die von den Länderregistern übermit-
terten epidemiorogischen Daten zusaflrmenfassend auszuhrer-
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ten, Entwicklungstrends und regionale Unterschiede fest-
zustellen und regelmäßig zu veröffentlichen.

- Etablierung einer bundesweiten Gesundheitsbericht-
erstattung

Da über Gesundheitszustand und Krankheiten der deutschen
BevölkerüD9, über Struktur und Inanspruchnahme von Lei-
stungen etc. nur verstreute Informationen vorliegen, soII
eine auf Länderebene bereits begonnene Gesundheitsbe-
richterstattung bundesweit etabliert werden. Die teitung
dieses langfristigen Projektes so11 in Kooperation mit
dem Statistischen Bundesamt das RKI übernehmen. Die Er-
probungs- und Aufbauphase wurde durch das Bundesministe-
rium für BilduD9, Wissenschaft, Forschung und Technologie
finanziert. Die Mittel für die Routinephase werden durch
das Bundesministerium für Gesundheit zur Verfügung ge-
steIlt.

b) Beratungstätigkeit und Serviceleistungen

Das RKI berät die Bundesregierung im Rahmen der gesetz-
lich zugewiesenen Aufgaben und schlägt der Gesundheits-
politik Maßnahmen zur Krankheitsvermeidung vor. rm Rahmen
dieser Beratungstätigkeit sind beim RKr zentrale Kommis-
sionen in den folgenden Bereichen eingerichtet:

- Arbeitskreis Blut des BMG (zur Beratung von BMG und
Fachkreisen )

Zentrale Kommission für die Biologische Sicherheit
(ZKBS) am RKI, vom GenTG vorgeschrieben (auch zur Bera-
tung von Bundesländern und Fachkreisen)



8-

Ständige fmpfkommission (STIKO) (zur Beratung von Bun-
desländern und Fachkreisen für Zwecke des Bundes-Seu-
chengesetzes durch Empfehlungen)

- Kommissj-on für Krankenhaushygiene und Infektionspräven-
tion am RKI (zur Beratung von Bundesländern und Fach-
kreisen für Zwecke des Bundes-Seuchengesetzes)

* Kommission Infektionsepidemiologie am RKI (ur Beratung
von BMG, BMBF, RKI und Fachkreisen)

- Kommission "Toxoplasmose und Schwangerschaft" am RKI

(zur Beratung von Fachkreisen)

- Nationale Stillkommission (zur Beratung des öffentli-
chen Gesundheitsdienstes und von Fachkreisen durch Emp-

fehlungen )

Darüber hinaus erwartet das BMG Serviceleistungen insbe-
sondere in den folgenden Bereichen:

- Bewertung von Sicherheitsaspekten in der Anwendung

zellbiologischer Gewebe/zeIlverbände ;

- Unterrichtung der Fachöffentlichkeit durch Leitlinien,
Merkblätter für Ärzte, epidemiologische Analysen und
regelmäßige Publikationen ;

- Unterstützung bei der Planung, Durchführung und Umset-
zung von Modellprogrammen;

- Beratung der Gesundheitspolitik einschließIich Gesund-
heitsberichterstattung .

Auf dem Gebiet der durch Lebensmittel übertragbaren
Krankheiten arbeitet das RKI mit dem Bundesinstitut für
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gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin
(BgW) zusammen. Im Bereich der Bakteriologie wird am

Standort Vternigerode durch beide Institute para11e1 der
Themenkomplex "salmonellosen und Enterobacteriaceae" be-
arbeitet; eine Kooperation wird angestrebt.

c) Forschungsaufgaben

Im Rahmen der Verpflichtung zur Erkennung, Verhütung und

Bekämpfung von fnfektionskrankheiten und nicht übertrag-
baren Zivilisationskrankheiten ist dem RKI aufgeben, im
Sinne einer Leitinstitution des Gesundheitswesens und

besonders des Öffentlichen Gesundheitsdienstes tätig zu

sein und auf diesen Gebieten Forschung zu betreiben. Dies
setzt fachliche Erfahrung voraus, so daß nach Einschät-
zung des RKI zumindest auf wichtigen Teilgebieten eigene
Forschungskompetenz vorgehalten werden muß. Aufgabe einer
staatlichen Einrichtung sei €s, so das RKI, dort $/o ge-
sundheitspolitischer Bedarf erkannt werde, richtungswei-
send für die wissenschaftliche Entwicklung (zu) wir-
ken.7) Der Umfang von Forschungs- und Beratungstätigkeit
ist für die einzelnen Fachbereiche unterschiedlich. Bei
einigen Fachbereichen stehen eher die Beratungstätigkeit
und die Information der öffentlichkeit im Vordergrund,
während in anderen Fachbereichen die labororientierte
Bearbeitung wissenschaftlicher Projekte überwiegt.

Die Forschungsaufgaben des RKI sind Teil der Ressortfor-
schung des Bundesministeriums für Gesundheit. Diese gilt.
als "Instrument zur Ermittlung von Erkenntnissen, die zur
Vorbereitung und Umsetzung von Ressortmaßnahmen benötigt
\alerden" und stel1t gleichzeitig "ein aktives, wirksames
Steuerelement dar, mit dem das Ressort die von ihm ge-
wünschten fachpolitischen Akzente in der Forschungsland-

7) Bericht des RKI vom Dezember 1996, S. 10.
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schaft setzen kann. "8) "Die mit der Betreuung und Koor-
dinierung von Forschung befaßten Referate erarbeiten Vor-
schläge zu Forschungsvorhaben, die der !,Iissensermittlung
gemäß den genannten Zielen dienen und unmittelbar in Maß-
nahmen, Z.B. der Gesetz- und Verordnungsgebung oder der
Prävention umgesetzt werden können. "e) Forschungsprojek-
te des BMG werden entweder im Wege der freien Vergabe,
durch eine beschränkte Ausschreibung für ausgewählte
Gruppen oder eine offene Ausschreibung vergeben. Vor der
Vergabe von Forschungsleistungen ist nach den Vorschrif-
ten des BMG zu prüfen, "ob eine bundeseigene oder eine
institutionell geförderte Forschungseinrichtung das For-
schungsanliegen als eigene Aufgabe übernehmen kann. "r0)

A.If. Struktur und Organisation

II.1. Struktur und Leitung

a) Gliederung

Das RKI ist in sechs Fachbereiche und eine zentrale Ver-
waltungsabteilung gegliedert. Die Fachbereiche unterglie-
dern sich in je zwei Fachgruppen mit bis ztr sieben Fach-
gebieten. Diese sind von unterschiedlicher Größe, umfas-
sen teilweise aber nur ein bis zwei wissenschaftliche
Mitarbeiter:.

8) Ressortforschung des Bundesministeriums für Gesundheit, Kä-
pitel 2z Grundsätze der Ressortforschung" vom 8.7.1994,
s.3.

e) A.a.o., s. 6.

10) A.a.o., s. 4.
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b) Leitungsorgane und wissenschaftliche Begleitung

Das RKI untersteht einem derzeit kommissarisch amtieren-
den, durch das BMG eingesetzten Direktor. Da RKI hat seit
L992 keinen eigenen Vtissenschaftlichen Beirat mehr. Ge-

genwärtig wird die Arbeit des Instituts durch einen Ge-

meinsamen Vüissenschaftlichen Beirat für den Kooperations-
verbund der nachgeordneten Institute im Geschäftsbereich
des BMG begleitet. Eine Strukturkommission gab im JuIi
1990 vor dem Hintergrund der anstehenden Vereinigung
Deutschlands ein Votum zur künftigen Struktur des dama-

ligen RKI ab.

Dezeltige Struklur des Robert lGch-lnstltuts

c) Koordination, Fach- und Dienstaufsicht

Das RKI unterliegt der Dienst- und Fachaufsicht des Bun-
desministeriums für Gesundheit (BMG). Die zugewiesenen
Aufgaben werden selbständig und in eigener Verantwortung
erledigt. Vüie alle nachgeordneten Dienststellen hat auch

das RKI dem BMG unaufgefordert über Angelegenheiten von
grundsätzlicher und politischer Bedeutung zu berich-

Fdbr*h 2

B6kidlog€, Mykologb,
Felffihal

lnHIhqffigb
AIDS-ZfiM / Hyqm

Felffih6
Nbrwn Kmlh6
kffiBffih$r
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ten.11) Die Dienstaufsicht bezieht sich auf den Aufbau,
den Geschäftsablauf, die fnnere Ordnung und die Personal-
angelegenheiten. Die Fachaufsicht erstreckt sich auf die
recht- und zweckmäßige l,Iahrnehmung der Aufgaben. Sie um-

faßt auch die Erteilung fachlicher Aufträge, die Fest-
stellung von Arbeitszielen sowie die Art und den zeitli-
chen Ablauf der Durchführung. Die Fachaufsicht über das
RKI obliegt der Abteilung 3 im BMG, wobei mehr als zehn
Referate auf fachlicher Ebene mit dem RKI kooperieren.
Von seiten des RKI wird bemerkt, daß dieser Dialog nicht
immer problemlos sei, zumal die Anfragen aus dem BMG in-
tern häufig nicht abgestimmt, in der Regel umgehend zu
erledigen und mit erheblichem Arbeitsaufwand verbunden
seien. Eine zu Beginn des Jahres L997 in Kraft gesetzte
Regelung, nach der Anfragen aus dem BMG nur noch über die
jeweils zuständigen Unterabteilungsleiter an das Institut
gelangen können, habe einen deutlichen Rückgang der Ar-
beitsaufträge bewirkt.

IT.2. Personal

Das RKI verfügte im Januar 1997 über insgesamt L54 plan-
stellen/Stellen für Wissenschaftler; darin enthalten bra-
ren 32,5 über das BMG sowie drei über die OnC drittmit-
telfinanzierte, befristet beseluzte hlissenschaftterstel-
Ien. Drei der etatisierten Planstellen für Vtissenschaft-
Ier waren im Jahr 1996 befristet besetzt; dies entspricht
einem Anteil von rund 3 8. Für nicht-wissenschaftliche
Mitarbeiter standen dem RKI im Januar L997 insgesamt 307
Planstellen, davon 20,75 aus Drittmitteln I ztJr Verfügung.
Die zentrale Verwaltungsabteilung verfügte gleichzeitig
über insgesamt L26 Personalstellen, davon L4 im höheren
Dienst. Insgesamt stehen dem RKI gemäß Haushaltsptan L997
über 499 etatisierte Stellen zur Verfügung, davon LLL,5

11) BMG: Hausanordnung Nr. 03/95 vom 29. Juni 1995.
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für Beamte. Insgesamt 60 der etatisj-erten Stellen, davon
29 Wissenschaftlerstellen, sind mit einem kw-Vermerk be-
1egt. Einen Überblick über die Stellen des RKI vermittelt
Anhang L.

Von den
L13 (63

Jahr L996 insgesamt 179 Wissenschaftlern waren
männlich. Das Durchschnittsalter der Vtissen-

schaftler am RKI 1ag bei rund 46 Jahren und variierte
zwischen 40 Jahren in der Fachabteilung 3 und 50 Jahren
in der Fachabteilung 2. Von den wissenschaftlichen Mit-
arbeitern hraren im Jahr L996 insgesamt 16 E seit 1980 am

Institut tätig. Insgesamt 50 !,Iissenschaftler (28 t) in
den Fachabteilungen sind beamtet, dieser Anteil reicht
von 19 * in den Fachabteilungen 3, 4 und 6 bis zu 64 I in
der Fachabteilung 5 (Genetik/Gentechnik).

Grundsätzlich werden alle Wissenschaftlerpositionen in-
tern oder extern ausgeschrieben; der Besetzungsvorschlag
muß dem Ministerium zur Zustimmung vorgelegt werden. Die
neue Institutsleitung geht davon aus, daß zukünftig Neu-
besetzungen von Fachbereichsleiterstellen durch Beru-
fungskommissionen, denen externe Mitglieder angehören,
erfolgen. Im Rahmen des Besetzungsverfahrens sollen sich
die Bewerber in Zukunft auch in Form eines wissenschaft-
lichen Vortrages vorstellen. Gemeinsame Berufungen mit
einer der Berliner Universitäten erfolgen bislang nicht.

Das RKI gewinnt wissenschaftliche Mitarbeiter aus dem

Hochschulbereich, aus Bundes- und Landesbehörden und aus
der vtirtschaft. schwierigkeiten, hochqualifizj-erte Mitar-
beiter für leitende Positionen zo gewinnen, werden in
erster Linie auf die Besoldungsgrenzen zurückgeführt.
Auch wird von seiten des RKI der Mangel an zeitlich be-
fristeten Stellen beklagt.

im
8)
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II.3. Standorte

Die insgesamt rund 600 Mitarbeiter des RKI sind auf acht
Standorte verteilt. Dabei handelt es sich um einen Stand-
ort in lrlernigerode/Harz mit rund 80 Mitarbeitern und ei-
nen Standort in Bad nlster/Voigtland mit rund L0 Mitar-
beitern sowie sechs Standorte in Berlin. Der Hauptstand-
ort besteht in Berlin-Wedding mit rund 330 Mitarbeitern,
weitere Standorte liegen in Tempelhof mit rund 90 Mitar-
beitern, Kreuzberg und Pankow mit je rund 40 Mitarbeitern
und Karlshorst mit rund 10 Mitarbeitern. Nach Ansicht des
RKI behindert die räumliche Trennung die notwendige Zv-
sammenarbeit zum Teil erheblich und verursacht unnötige
Kosten. Aus der beiliegenden Übersicht geht die Vertei-
lung der einzelnen Fachbereiche auf die Standorte hervor.

Verteilung der Abtejlungen und Mitarbeiter des RKI im Jahr 1996

auf die einzelnen Standorte

Fachbereich Standorte Mitarbeiter

FB1 Weddino 109

Fachqruooe 21 Weddinq 96

Fachqruooe 22 l^/ernidcrode

FB3 Weddinq 49

Fachoruooe 41 Kreuzberq

Fachqruppe 42 Weddino

FB5 Pankow und Weddino 51

FB6 Temoelhof . Karlshorst. Mitte 88

Abteiluno Z Wedclino. Kreuzbero. Pankow. Temoelhof. Wernioerode 136

Quelle: Angaben des RKI

Das RKI ist bestrebt, die Anzahl der Standorte zu redu-
zieren. Hj-erfür bietet sich mittelfristig die Möglich-
keit, in eine Liegenschaft in Wedding zo ziehen, die ge-
genwärtig durch das Bundesinstitut für Arzneimittel und
Medizinprodukte genutzt wird.
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II.4. Ausstattung

Ausstattung mit Haushaltsmitteln

Dem RKI standen für den Haushalt L996 Mitte1 in Höhe von
65,9 Mio. DM zur Verfügung; hinzu kamen Zuwendungenr ins-
besondere aus anderen Kapiteln des BMG, so daß das gesam-

te Ausgabenvolumen bei 69,3 Mio. DM lag. Dem standen Ein-
nahmen von lr8 Millionen DM gegenüber. Von den Ausgaben
ohne Drittmittel entfielen 38,3 Millionen DM auf Perso-
nalausgaben, L6,9 Millionen DM auf sächliche Verwaltungs-
ausgaben und L0,7 Millionen DM auf fnvestitionen. Die
Haushaltstitel sind in begrenztem Maß deckungsfähig; eine
Ausweitung der Deckungsfähigkeit ist nach Angaben des RKf
nicht möglich. Außerdem beklagt das RKI, daß die Vergabe
von Projektmitteln durch das BMG "gelegentlich weder vor-
hersehbar noch nachvollziehbar" sei.

b) Drittmittel

Das RKI warb im Jahr L996 Drittmittel in Höhe von insge-
samt 316 l{illionen DM ein, von denen rund 9 t auf die DFG

(335 TDM), rund 49 I auf den Bund (1,8 Mio DM ohne BMc),
27t6 t auf die Länder (L,0 Mio DM) und rund L4 t (511
TDM) auf die EU entfielen. Gegenüber L993 bedeutet dies
in der Gesamtsumme eine Steigerung um rund 55 t.

Die Drittmitteleinwerbungen verteilen sich derzeit nicht
gleichmäßig auf die einzelnen Fachabteilungen: Rund 54 t
entfielen auf den Fachbereich 6 (nicht übertragbare
Krankheiten und Gesundheitsberichterstattung), je 16 I
auf die Fachbereiche 3 und 4 (Immunologie, Infektabwehr
sowie Infektionsepidemiologie, AIDS-Zentrum, Hygiene) und
9 Z auf den Fachbereich 1- (Virologie). Die Fachbereiche 2

(Bakteriologie, Mykologie, Parasitologie) und 5 (Genetik,
Gentechnik) warben 2,0 bzw. 3,5 t der Drittmittel ein.



c)

l_6

Insgesamt 6,9 Millionen DM der Drittmittel für die Jahre
1995 bis 1998 stammten aus dem Bundesministerium für Ge-
sundheit. Sie wurden für spezielle Modellprojekte zur
Verfügung gestelIt.

Räumliche Ausstattung

Am Hauptstandort Berlin-Wedding verfügt das RKI über rund
L40 Laborräume für den Umgang mit t',tikroorganismen sowie
weitere L40 Speziallabors, in denen nach Bundesseuchen-
recht, Gentechnikrecht und Strahlenschutzrecht genehmi-
gungspflichtige Arbeiten durchgeführt werden, darunter
auch ein L3lS3-l,abor. Dazu kommen ca. L20 Büroräume ein-
schließIich Bürocontainer. Am Standort lrlernigerode ver-
fügt das RKI über rund 50 Laborräume; die dortige Raum-
ausstattung ist nach Angaben des RKI provisorisch und
mangelhaft, wird aber nach Abschluß der laufenden Sanie-
rung, für die Gesamtkosten von 34,2 Millionen DM vorgese-
hen sind, angemessen sein. An den Standorten Tempelhof
und Karlshorst befinden sich je ca. 15 Laborräume. Das

RKI erklärt sich grundsätzlich mit der Laborausstattung
zufrieden; allerdings seien die technischen Anlagen für
Klima, Dampfdruck, Notstrom us\^r. insbesondere am Standort
Vtedding nicht auf dem neuesten Stand.

A.III. V'Iissenschaftliche Schwerpunkte

IIr.1. Entwicklung

Die Arbeitsrichtungen und Schwerpunkte des RKI waren in
den letzten fünf Jahren einem starken Veränderungsprozeß
unterworfen, der noch nicht abgeschlossen ist. Das RKI in
der heutigen Struktur hat sich im wesentlichen aus den
drei Arbeitseinheiten des früheren BGA entr{ickelt. Außer-
dem wurden im Jahr 1991 die entsprechenden Arbeitsgruppen
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aus der früheren Gesundheitsbehörde der DDR integriert.
Gemäß den Bestimmungen des GNG wurde das AIDS-Zentrum zum

Fachbereich 4 (Infektionsepidemiologie) ausgebaut und hat
die Überwachung meldepflichtiger und wichtiger nicht mel-
depflichtiger Infektionskrankheiten übernommen sowie tlber
den engen Rahmen des Bundes-seuchengesetzes hinaus die
Koordination eines Netzwerkes i-m Sinne einer Gesundheits-
berichterstattung für infektiöse Erkrankungen.

Der jetzige Fachbereich 6, der aus dem ursprünglichen
Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie hervorgegan-
gen ist, bearbeitete j-n der Vergangenheit verschiedene
epidemiologische und sozialmedizinische Forschungsthemen,
beispielsweise die Deutsche Herz-Kreislauf-Präventions-
studie (DHP). Seither hat sich der Schwerpunkt des Fach-
bereichs 6 hin zur Wahrnehmung zentraler Aufgaben im Rah-
men einer Bundes-Gesundheitsberichterstattung in Koopera-
tion mit dem Statistischen Bundesamt entwickelt. Das RKI

berichtet, daß in den letzten Jahren erste Ansätze für
eine Zusammenarbeit der Fachbereiche L, 2 und 3 mit den
epidemiologisch arbeitenden Mitarbeitern erkennbar ge\^ror-

den seien. 12)

TTI.2. Arbeitsschwerpunkte

Im RKI findet überwiegend anwendungsorientierte Forschung
statt. Sie bezieht sich auf ressortorientierte Themen:

Gesundheitsüberwachung, Erkennung, Verhütung und Be-
kämpfung von Infektionskrankheiten, insbesondere:

- Epidemiologie, Klinik und Pathogenese von viralen,
bakteriellen, parasitären und durch humanpathogene
Pilze bedingte Infektionskrankheiten, insbesondere

a)

A.a.O., S. 10.
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AIDS, Virushepatitiden, transmissible Enzephalopa-
thien, Gastroenterititiden (2.8. salmonellosen, inte-
stinale E. Coli-fnfektionen), Atemwegsinfektionen
(2.8. Influenzat Legionellosen), importierte Infek_
tionskrankheiten, nosokomiale und opportunistische
Infektionen, Mykosen und parasitosen;

- verbesserungl diagnostischer Methoden und Verfahren,
vüeiterentwickrung und verbesserung von Methoden zur
Erkennung von Krankheitserregern;

fdentifizierung, Klassifizierung und Typisierung von
Krankheitserregern;

- Mechanismen der rmmunabwehr und Forgereaktionen von
Infektionen;

- Entwicklung oder Adaptierung. von Methoden der Trend-
anarysen und Beschreibung aktuerrer epidemiorogischer
Ergebnisse erregerbedingter Krankheiten (rnfektions-
epidemiologie), Entwicklung und Konzipierung der Ge-
sundheitsberichterstattung z! infektiösen Erkrankun-
gen;

- Koordinierung der Nationalen Referenzzentren.

b) Biorogische sicherheit von gentechnisch veränderten
organismen und gentechnischen Verfahren, insbesonde-
re:

- Risikobewertung gentechnisch veränderter organismen
bzw. Verfahren in der Bio- und Gentechnologie;

- Erfassung und Bewertung molekular-genetischer verfah-
ren in der Humangenetik;
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- Bewertung und Prüfung von Vektoren und Verfahren in
der Gentherapie;

- Mechanismen des Gentransfers und biologische Sicher-
heit.

c) Gesundheitsüberwachung und Risikobewertung für nicht
übertragbare Krankheiten sowie Entwicklung spezifi*
scher Präventionsempfehlungen, insbesondere :

- Gesundheitsberichterstattung zu chronischen Krankhei-
ten, zu Risiken und zur Inanspruchnahme von versor-
gungseinrichtungen;

- Entwicklung von Methoden der Gesundheitsberichter-
stattung und der Epidemiologie;

- Erkennen und Bewerten von Risiken der Umwelt und des
Verhaltens für die Herausbildung chronischer Krank-
heiten;

- Entwj-cklung von Konzepten für Prävention in der Fami-
1ie sowie bei Kindern und Jugendlichen.

A. IV. Tätigkeitsbilanz

IV. L. Veröffentlichungen und Tagungen

a) Veröffentlichungen

Das RKI hat a1s Leiteinrichtung für das öffentliche Ge-
sundheitsr^resen sowohl die Fachöffentlichkeit wie auch die
breitere öffentlichkeit zu berücksichtigen. Die Informa-
tion der Fachöffentlichkeit geschieht über publikationen
i-n wissenschaftlichen Fachzeitschriften. Außerdem werden
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Fachkreise und allgemeine öffentlichkeit über Merkbrät-
ter, Richtlinien und Empfehlungen erreicht. Zu diesem
zweck gibt das RKr fünf eigene pubrikationsreihen heraus:

- Das wöchentriche EpidemioTogische Bulletin zvr rnforma-
tion über aktuelle Trends und Ausbrüche bei übertrag-
baren Krankheiten. Diese Schrift wird ergänzt um die
vierter jährliche rnfektionsepidemioTogische Forschung .

Die ca. 3.000 Abonnenten dieser publikationen kommen

aus dem öffentrichen Gesundheitsdienst und der Ärzte-
schaft.

Das monatrich erscheinende Bundesgresundheitsbl-att ent-
häIt originararbeiten sowie amtliche Mitteirungen zv.

gesundheitsporitischen und gesundheitsadministrativen
Fragen. Es geht in einer Auflage von 5.000 Exemplaren
an Amtsärzte und rnteressenten aus dem öffentrichen Ge-
sundheitsdienst.

fn der "RKI-Schriftenreihe,, werden umfangreichere Ar-
beitsergebnisse des RKr etwa fünfmar jährrich i-n Buch-
form veröffentlicht.

In der im Eigenverlag erscheinenden Reihe ,,RKI-Hefte,,

werden vor aIIem Arbeitsergebnisse veröffentlicht, die
regermäßig zr;- aktualisieren sind; diese publikationen
werden etwa zehnmal pro Jahr herausgegeben.

- unregermäßig erscheinen thematische Broschüren des RKr
für das interessierte Fachpublikum.

Richtlinien, Empfehlungen und Merkbrätter gibt das RKr
als orientierungshirfen für dj-e Fachöffentlichkeit her-
aus. Beispiere sind die Richtrinien für Krankenhaushygie-
ne und rmpfprävention sowie die Liste der vom RKr gem.
Bundes-seuchengesetz geprüften Desinfektionsmittel. Au-
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ßerdem informiert das RKI die breite öffentlichkeit durch
regelmäßige Pressemitteilungen. Zu aktuellen Themen rich-
tet das RKI bei Bedarf Pressekonferenzen aus, die sich an

die Zielgruppe der Fachjournalisten wenden. Zur Informa-
tion des Öffentlichen Gesundheitsdienstes finden regel-
mäßig zum Teil gemeinsam mit anderen Bundesinstituten
organisierte Fortbildungsveranstaltungen statt. fn den
Jahren L994 bis L996 organisierten Vtissenschaftler des
RKI insgesamt 38 größere wissenschaftliche Veranstaltun-
gen der Aus-, Fort- und Vteiterbildung.

Von den Vtissenschaftlern am RKI wurden in den fünf Jahren
zwischen L992 und L996 insgesamt 420 Arbeiten in refe-
rierten Fachzeitschriften veröffentlicht, wobei eine
deutliche Spitze der Publikationstätigkeit im Jahr L994
lag. Mehr a1s zwei Drittel dieser Veröffentlichungen
stammten aus den Fachabteilungen l- und 2. fn derselben
Zeit sind außerdem 1,3 Patentanmeldungen zu verzeichnen,
von denen 12 auf die Fachabteilungen 1 und 2 entfallen.

b) Wissenschaftliche Politikberatung

Eine der Hauptaufgaben des RKI liegt in der wissenschaft-
richen Poritikberatung. rm Rahmen dieser Tätigkeit wirkte
das RKI in den vergangenen Jahren an acht nationalen Ge-
setzesvorhaben sowie sieben Verordnungen mit. Wissen-
schaftler des RKI waren an insgesamt sechs Verordnungen
und Richtlinien der Europäischen Union beteiligt. Außer-
dem arbeitet das RKI regelmäßig an dem seit Mitte der
60er Jahre auf Wunsch des parlamentes aIle vier Jahre
erscheinenden "Ernährungsbericht,, mit.

Im Rahmen der Ressortberatung gaben tlissenschaftler des
RKr zwischen L992 und L996 auf mehr als 800 Anfragen aus
den Bundesministerien stelrungnahmen zu wissenschaftri-
chen Fragen ab, die zum größeren Teil durch die Fachbe-
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reiche 5 und 6 des RKI bearbeitet wurden. Außerdem wurden
im gleichen Zeitraum von heute zum RKI gehörenden Ein-
richtungen Beiträge zur Beantwortung von 57 schriftlichen
Fragen und Kleinen Anfragen sowie L2 Großen Anfragen aus

dem Deutschen Bundestag geleistet. Insbesondere mit der
Beantwortung Großer Anfragen ist ein erheblicher Arbeits-
aufwand verbunden. Vtissenschaftler des RKI sind außerdem
Mitglieder in mehr a1s 60 beratenden Gremien der Bundes-
regierung sowie der Gesundheits- und Vtj-ssenschaftsmini-
sterien der Länder.

c) Wissenschaftlicher Austausch und Weiterbildung

In den Jahren 1992-L996 wurden insgesamt 53 Promotions-
und drei Habilitationsarbe.iten abgeschlossen. Vüissen-
schaftler des RKI sind außerdem an der Lehre insbesondere
der Freien Universität und der Humboldt-Universität zv
Berlin beteiligt.

In den vergangenen Jahren \^raren insgesamt 47 Gastwissen-
schaftler aus Universitäten und außeruniversitären Ein-
richtungen des In- und Auslandes am RKI für unterschied-
Iich lange Zeiträume tätig. In derselben Zeit erhielten
zwöIf Wissenschaftler des RKI die Gelegenheit, Gast in
anderen wissenschaftlichen Einrichtungen zu sein; diese
Aufenthalte wurden zum Tej-I aus Eigenmitteln finanziert.

Das RKI kooperiert mit einer Reihe anderer Bundes- und
Landesinstitute sowie mit Universitäten und außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen in Deutschland. Es pflegt
außerdem zahlreiche Kooperationen im Rahmen Nationaler
Referenzzentren auf europäischer sowie internationaler
Ebene. Eine besondere Bedeutung haben dabei die Kontakte
mit den Centers for Disease Control and Prevention, USA,

dem Britischen Public Health Laboratory Service und Medi-
cal Research Council und dem Schwedischen National Insti-
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tute of Health. Das RKI sieht ferner in der Ausweitung
der Kooperationsbeziehungen zu ostasiatischen Ländern,
den Entwicklungsländern sowie den Ländern des ehemaligen
Ostblocks eine wichtige Chance, den Vormarsch der Infek-
tionskrankheiten einzudämmen und Ursachen insbesondere
umweltbedj-ngter und ernährungsbedingter Erkrankungen
durch Vergleichsuntersuchungen zu erforschen.

A.V. Künftige Entwicklung

V.1. Struktur und Organisation

Mit der Einsetzung des derzeit kommissarisch tätigen In-
stitutslej-ters im Oktober 1996 wurde gleichzeitig eine
Diskussion über die Aufgaben, die Schwerpunkte der wis-
senschaftlichen Arbeit und die künftige Konzeption des
RKI in Gang gesetzt. A1s Ergebnis dieser Diskussion wurde
nach dem Besuch durch die Arbeitsgruppe des Vflissen-
schaftsrates ein mit dem BMG abgestimmtes Konzept zvr
künftigen Struktur und zu den Aufgaben des RKI vorgelegt.
Danach solI das Institut am Beispiel der US-amerikani-
schen Centers for Disease Control and prevention (CDC)

orientiert - die für die Bekämpfung von Krankheiten rele-
vanten Informationen kontinuierlich aus allen einschlägi-
gen Bereichen zusammenführen, defizitäre Bereiche identi-
fizieren, fehlende Informationen gezielt ermitteln und
entsprechende Arbeiten initiieren. Nach übereinstimmender
Auffassung von Bund und Ländern sind in diesem Zusammen-
hang der Aufbau einer bundesweiten Gesundheitsberichter-
stattung und eines infektionsepidemiologischen Zentrums
notwendig. Die naturwissenschaftlich-medizinischen Abtei-
Iungen Virologie, Bakteriologie, Imnunologie und Genetik
sowie die Fachgebiete parasitologie und Mykorogie solren
dabei die epidemiologisch arbeitenden Abtei-lungen durch
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selektive experimentelle Untersuchungen komplettieren. 13)

Die neue Konzeption kommt auch in dem geänderten Namens-

vorschlag für das Institut zum Ausdruck, wonach die Be-
zeichnung "Bundesinstitut für Infektiologie und Epidemio-
logie" vorgesehen ist.

Die Vorschläge zur künftigen Struktur des RKI gehen davon
aus, daß trotz der unterschiedlichen Arbeitsweisen der in
den Fachbereichen L, 2, 3 und 5 angesiedelten Laborwis-
senschaften und der in den Fachbereichen 4 und 6 eta-
blierten epidemiologischen Arbeitsgruppen in Zukunft syn-
ergistische Effekte möglich sind. Die räumliche Zersplit-
terung auf derzeit sechs Außenstellen wirke sich aller-
dings auf die Qualität der Arbeit des RKI auch im Ver-
waltungsbereich - negativ aus. Als Defizite der bisheri-
gen Entwicklung werden außerdem eine langjährige Füh-
rungsschwäche und eine unzureichend definierte RoIIe des
RKI innerhalb des Gesundheitssystems diagnostiziert. Dj-es

habe zu einer mangelnden "Corporate Identity" der Mitar-
beiter r zu einem "Entscheidungsstau" sowohl im wissen-
schaftlichen wie im administrativen und technischen Be-
reich und zu Motivations-, Kommunikations- und Koopera-
tionsproblemen - erkennbar an Abschottungstendenzen in-
nerhalb einzelner und zwischen Fachbereichen geführt.
Ein zentrales Problem des RKI sei die unbefriedigende
Stellen- und Altersstruktur der Mitarbeiter. Demgegenüber

wird die ausgeprägte Reformbereitschaft vj-eler Mitarbei-
ter als positive Ausgangsposition gewertet.

Die künftige Organisation soll durch eine klare Festle-
gung attraktiver Aufgaben von wissenschaftlicher und ge-
sundheitspolitischer Relevanz bestimmt sein. Mit diesem
Ziel sollen die folgenden Funktionen wahrgenoflrmen werden:

Struktur und
Vüernigerode,

13) zu.r
und

Aufgabe des Robert Koch-Instituts, Berlin
April L997.
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Zentrale Einrichtung des Bundes für die maßnahmenorien-
tierte Analyse gesundheitsbezogener Daten auf Bundes-
ebene; hierunter sind vor allem die Aufgaben der Ge-

sundheitsberichterstattung zu verstehen.

Zentrale Forschungs- und Referenzeinrichtung des Bundes

auf dem Gebiet der biomedizinischen Vtissenschaften;
dieser Bereich soll von der Identifizierung unbekannter
Erreger oder anderer ätiologischer Faktoren über die
Entwicklung moderner diagnostischer Tests bis hin z\r
epidemiologischen Risikobewertung neuartiger Infek-
tionskrankheiten und zur Beobacht.ung nicht übertragba-
rer Krankheiten reichen.

- Referenzeinrichtung des Bundes für Qualitätskriterien
und Verfahrensstandards in der Gentechnologie und der
Umweltmedizin.

In Wahrnehmung dieser Funktionen soII sich das RKI zur
zentralen Einrichtung des Bundes im Bereich der öffentli-
chen Gesundheit entwickeln. Hierbei soll es eng mit Län-
derbehörden und Einrichtungen des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes, wissenschaftlichen Institutionen und Fach-
verbänden, den Spitzenverbänden der gesetzlichen Kranken-
versicherungen, privaten Kranken- und anderen Versiche-
rungen, der Kassenärztlichen BundesvereJ-nigung und Stan-
des- und Berufsorganisationen zusanrmenarbeiten. Diese
Perspektiven berücksichtigen auf dem Gebiet der übertrag-
baren Krankheiten bereits das geplante Infektionsschutz-
gesetz, müssen aber nach Einschätzung des Instituts hin-
sichtlich der maßnahmenorientierten epidemiologi-schen
Forschung personel-l und finanziell abgesichert werden.

Vorgeschlagen wird eine präsidiale Leitung des Instituts
mit einem Präsidenten und einem Vizepräsidenten. Der Vi-
zepräsident soll die Rolle des administrativen Direktofs
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übernehmen. Die Berufung des Präsidenten solI im Einver-
nehmen zwischen BMG und Humboldt-Universität Berlin
durchgeführt werden. Angestrebt wird, zukünftige Insti-
tutsleiter - gegebenenfalls auch Abteilungsleiter eben-
falls als C4-Professoren der Humboldt-Universität zu be-
rufen.

fn der Strukturplanung des RKI solI die Hierarchiestufe
der Fachgruppenleiter künftig entfallen. Auch die ZahI
der Fachgebiete soll drastisch verringert werden. Der
Begriff Fachbereich soll durch die Bezeichnung "Abtei-
lung" ersetzt werden. Auf die Einführung einer zunächst
in Erwägung gezogenen Programmstruktur solI hingegen ver-
zichtet werden, da das RKI zu umfangreiche Aufgaben mit
politischen, rechtlichen, finanziellen und öffentlich-
keitswirksamen Konsequenzen habe. Allerdings sollen künf-
tig Projektgruppen eingerichtet werdenr ufr der Überalte-
rung am RKI entgegenzuwirken. Jeder der geplanten sechs
Fachabteilungen sollen maximal zwei Projektgruppen für
thematisch verwandte Aufgabenbereiche zugeordnet werden.
Die dazu notwendigen 24 SteIIen des höheren Dienstes und
12 Stellen im Angestelltenbereich sollen durch entspre-
chende Einsparungen am RKI mittelfristig gegenfinanziert
werden. Die Projektgruppen sollen ihre wissenschaftlichen
Aktivitäten über eingeworbene Drittmittel verstärken. Der
Wissenschaftliche Beirat soll künftig regelmäßige externe
Evaluationen koordinieren.

Um die internen Kommunikations- und Informationsdefizite
zu überwinden, soll es weiterhin eine Leitungskonferenz
bestehend aus dem fnstitutsleiter, seinem Stellvertreter
und den Abteilungsleitern geben. Dieser Kreis soll - um

den Forschungsbeauftragten, einen gewählten Vertreter der
wissenschaftlichen Mitarbeiter und der technischen Ange-
stellten erweitert als "Arbeitskreis Forschungsplanung"
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grundsätzliche Empfehlungen zur Entwicklung der Forschung

am RKI abgeben.

Die am RKI angesiedelten Kommissionen haben sich nach

Einschätzung der Institutsleitung bewährt; hinsichtlich
der Kommission "Toxoplasmose und Schwangerschaft" sowj-e

der "Nationalen Stillkommission" sol1e zwischen BMG, RKI

und dem zukünftigen V'lissenschaftlichen Beirat geprüft
werden, ob deren Existenz weiterhin notwendig sei. Dane-

ben beabsichtigt das RKI zukünftig verstärkt Konsensus-

konferenzen einzuberufen, nicht zuLeLzL zur Intensivie-
rung des Meinungsaustauschs, der Kooperation mit dem uni-
versitären Bereich und den V{issenschaftlichen Fachgesell-
schaften.

Zwischen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung (BzgA) und den epidemiologisch arbeitenden Einheiten
des RKI sind Gespräche aufgenommen worden, um die Zusam-

menarbeit effizienter zrt gestalten.

V.2. Gliederung der Organisationseinheiten

Nach derzeitigen Vorstellungen soll das RKI weiterhin in
sechs Abteilungen gegliedert werden. Die Abteilungen 1

und 2 sollen sich den Fragen der Epidemiologie, insbeson-
dere der Gesundheitsberichterstattung (Abteilung 1 ) und

der Infektionsepidemiologie (Abteilung 2) widmen. Als
wesentliches Element der Infektionsepidemiologie soll die
"aufsuchende Epidemiologie" analog zu der entsprechenden
einheit der CDC ausgebaut werden. Zwischen den beiden
Abteilungen soll es "Brückenfachgebiete" geben.

Die derzeitigen Fachgebiete
gie" sind nach Einschätzung
der Lage, wissenschaftliche

"Parasitologie" und "Iulykolo-
des RKl-Konzeptes "nicht in
Fragestellungen auf ihren
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Teilgebieten in größerem Umfang zu bearbeitsllrr14). Beide
Fachgebiete soll-ten aber neben der geplanten Abteilung 3

für Virologie in der geplanten Abteilung 4 für Bakterio-
logie erhalten bleiben, "um als Ausgangsbasis für mögIi-
che zukünftige Entwicklungen auf diesen Teilgebieten zu
dienen. " Eine baldige wissenschaftliche Evaluierung, in-
wieweit das RKI auf den Gebieten parasitologie und Myko-
Iogie zukünftig tätig sein soIIte, werde angestrebt. Der
Bereich "Immunologie" soII künftig als Abteilung 5 und
der Bereich "Genetik und Biotechnologie" als Abteilung 6

geführt werden.

Die zukünftige Struktur der Abteilung Z (ZenLrale Verwal-
tung) soll auf der Basis einer verwaltungsspezifischen
externen Evaluierung gestrafft und festgelegt werden.
Auch wird, soweit die Lage der Außenstellen dies zuläßt,
eine Rationalisierung von Dienstleistungen angestrebt.

A.a.O., S. 17.
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B. Stellungnahme

B.I. Zum Auftrag des Robert Koch-Instituts

Mit dem Gesetz über die Neuordnung zentraler Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens (GNG) wurden im Jahr l-994 we-
sentliche Aufgaben aus dem Zuständigkeitsbereich des frü-
heren Bundesgesundheitsamtes (BGA) auf das zuvor aus-
schließIich mit den Bereichen "Infektionskrankheiten" und

"Gentechnik" befaßte RKI übertragen. Diese durch den Ge-

setzgeber vorgegebene Neuordnung führte zur Ausgestaltung
des heutigen RKI, dem seit 1991 auch Arbeitseinheiten aus

der früheren Gesundheitsbehörde der DDR in Wernigerode
und Bad Elster zugeordnet sind.

Das Spektrum der dem RKI übertragenen Aufgaben ist außer-
ordentlich breit und enthält mit der "Erkennung, Verhü-
tung und Bekämpfung von übertragbaren und nicht übertrag-
baren Krankheiten" einen so umfassenden Auftrag, daß er
nach Ansicht des V{issenschaftsrates keinesfalls durch ein
einzelnes Institut, zumal von der Größe des RKI bewältigt
werden kann. Zudem zergt die Übersicht über die Abteilun-
gen des RKI, daß die hier zusammengeführten Fachbereiche
nichts anderes als eine Addition ehemals selbständiger
Institute und Arbeitseinheiten des frühen BGA darstellen,
die mit der Neuordnung zwar unter ej-ne gemeinsame Lei-
tung, nicht aber unter ein inhaltlich kohärentes Gesamt-
konzept gestellt wurden.

I{eiterhin fäIIt auf, daß das GNG Forschung nicht explizit
als erstrangige Aufgabe des fnstitutes, sondern lediglich
als Funktion der fachlichen Zuständigkeiten und Tätig-
keitsbereiche nennt. Damit ergeben sich Zweifel-, ob der
Gesetzgeber der Forschung im RKI tatsächlich die Eigen-
ständigkeit zubilligt, die angesichts der Doppelfunktion
als wissenschaftliche Einrichtung und zugleich obere Ge-
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sundheitsbehörde erforderlich ist. Die Formulierung der
im Gesetz definierten Aufgaben Iäßt vermuten, daß das
Institut derzeit in erster Linie als nachgeordnete Behör-
de im Vollzug von Gesetzen und als Hilfseinrichtung des
auftraggebenden Ministeriums konzipiert ist. Der Vtissen-
schaftsrat hält eine eindeutige Vorgabe hinsichtlich der
Forschung als eigenständiger Aufgabe des RKI für geboten.
Schon in den L967 verabschiedeten Empfehlungen zur Ent-
wicklung des damals auf den Bereich der Infektionskrank-
heiten beschränkten Robert Koch-Instituts hatte er darauf
hingewiesen, "daß die natürliche Spannung zwischen der
bei Behörden üblichen hierarchischen Organj-sation des
Verwaltungsaufbaus und Geschäftsgangs einerseits und der
wissenschaftlichen Forschungstätigkeit, die auf weitge-
hende Selbständigkeit und kollegiale Koordination als
notwendige Voraussetzung angewiesen ist, andererseits zu
Gegensätzen führen kann". Es wurde daher empfohlen, diese
Gegensätze durch entsprechende organisatorische Maßnahmen

auszugleichen oder doch zu mildern: "Sowohl in dem Ver-
häItnis des Staates zu den Forschungseinrichtungen a1s
auch in deren inneren Organisation und hier vor allem im
Verhältnis des Anstaltsleiters zu den wissenschaftlichen
Mitarbeitern soIlte durch Organisationserlaß ausdrücklich
derjenige Spielraum gewährleistet werden, der im Inter-
esse der Forschung nötig ist".ls) Damit verbunden war die
Forderung, "Organisationsformen zv finden, die den wis-
senschaftlichen Charakter des Institutes im ganzen si-
chern. "16) Diesen Maßgaben, die sich auf das gesamte, dem
RKI heute zugewiesene Aufgabenfeld übertragen lassen,
werden die im GNG neuformulierten gesetzlichen Grundlagen

sterlungnahme des Vüissenschaftsrates zum Ausbau des Robert
Koch-rnstituts des Bundesgesundheitsamtes in Berrin, L967 |in: Empfehrungen und stelrungnahmen des tüissenschaftsrates
aus den Jahren 1958-1971, S. 47.

A.a.O., S. 48.
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nach Einschätzung des Wissenschaftsrates nicht in ausrei-
chendem Maße gerecht. Zwar geht aus den Ausführungen des

RKI hervor, daß dem Institut durchaus weitreichende, I^Ienn

auch im einzelnen nicht konkret beschriebene wissen-
schaftliche Leitfunktionen zugedacht sind. vtie diese
Leitfunktionen - etwa in Kooperation mit universitären
und anderen wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb
der Universitäten erfüIIt werden sollen, und in welchem

VerhäItnis die eigenständige wissenschaftliche Tätigkeit
und die Aufgaben der Gesundheitsver\rlaltung zueinander
stehen soIlen, geht jedoch weder aus dem GNG noch aus der
vom Institut hergeleiteten Aufgabenbeschreibung hervor.
Hieraus erwächst nach Einschätzung des Wissenschaftsrates
ein grundsätzliches Problem hinsichtlich des wissen-
schaftlichen Selbstverständnisses, das auch in der am

Aufbau einer Behörde orientierten Struktur des RKI und

seinen organisatorischen Ab1äufen zum Ausdruck kommt..

Das Hauptproblem aber ergibt sich aus der thematischen
Breite der dem RKI zugedachten Aufgaben. Zwar gibt es

auch in anderen Ländern Einrichtungen mit vergleichbarem
Zweck; diese sind jedoch bei entsprechend breitem Themen-

feld wesentlich größer. So beschäftigen die Centers for
Disease Control in Atlanta (USA) rund 6.000 Mitarbeiter.
Selbst unter der Voraussetzung, daß dem neu konzipJ-erten
RKI ein inhaltlich kohärentes Gesamtkonzept zugrundege-
Iegt würde, erscheint es nach Einschätzung des V[issen-
schaftsrates ausgeschlossen, daß das Institut mit der
vorhandenen Kapazität die vom Gesetzgeber im GNG gestell-
ten Aufgaben ausfüllen könnte. Der Versuch, diesen An-
sprüchen gerecht zu werden, führt aus Sicht des Wissen-
schaftsrates zwangsJ-äufig zu unvertretbaren Qualitätsein-
bußen in der wissenschaftlichen Arbeit wie auch in der
politischen Beratung.
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Eine wissenschaftlich geprägte Leiteinrichtung mit ge-
sundheitspolitisch definiertem, fachübergreifendem Auf-
trag, die den US-Amerikanischen Centers for Disease Con-
trol (CDC) entspräche, gibt es in Deutschland derzeit
nicht. Daß eine oberste Gesundheitsbehörde existi-eren
müßte, die auch wissenschaftlichen Ansprüchen genügt,
daran besteht aus Sicht des V{issenschaftsrates kein Zwei-
fe1. Insofern hat die Auflösung des Bundesgesundheitsam-
tes ein Vakuum geschaffen, das durch die Neukonzeption
des RKI nicht ausgefüI1t werden kann-

In der gegebenen Situation stellt sich daher die Frage,
wie das RKI einen Teil der an eine obere Gesundheitsbe-
hörde z'o stellenden Ansprüche in der erforderlichen Qua-
Iität erfüllen könnte. Zv berücksichtigen ist hierbei die
in Deutschland historisch gewachsene biomedizinische For-
schungslandschaft, die insbesondere durch die Universitä-
ten und große außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
geprägt ist. Es fehlt eine Einrichtung, die einerseits
Ansprechpartner für staatliche Instanzen sowie die Insti-
tutionen des öffentlichen Gesundheitswesens ist und ande-
rerseits Kooperationspartner für wissenschaftliche Ein-
richtungen im Sinne eines Knotenpunktes j-n einem Netzwerk
wissenschaftlicher Referenz- und Kompetenzzentren, zwL-
schen denen eine sinnvolle Arbeitsteilung zu vereinbaren
ist.

Diese RoIIe könnte das RKI mit Blick auf die frühere Tra-
dition grundsätzlich übernehmen. Voraussetzung hierfür
wäre aus Sicht des Wissenschaftsrates allerdings eine
klare Begrenzung des Themenspektrums auf bestimmte
Schwerpunkte. Auch müßten die Beziehungen zu anderen wis-
senschaftlichen Einrichtungen grundlegend neu struktu-
riert werden, da die historisch gewachsenen Kommissionen
auf einzelne Teilgebiete von unterschiedlicher Relevanz
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beschränkt und nicht systematisch für die Aufgaben des
heutigen RKI konzipiert sind.

Um die Aufgaben einer oberen Gesundheitsbehörde und den
Anspruch der wissenschaftlichen Exzellenz in Einklang zu
bringen, müssen aus Sicht des Wissenschaftsrates darüber
hinaus die folgenden Voraussetzungen gegeben sein:

Ein inhaltlich kohärentes Gesamtkonzept mit aufein-
ander bezogenen, aber klar voneinander abgrenzbaren
Aufgaben in den Bereichen "Vollzug und Hilfe bei der
Vorbereitung von Gesetzen" r "Vüissenschaftliche PoIi-
tikberatung" und "ForschuDg".

Ein Strukturkonzept, das von der Institutsgliederung
her den jeweiligen Aufgaben angemessen ist und hin-
sichtlich der organisatorischen Abläufe die weitge-
hende Selbständigkeit der Forschung sicherstellt.

Den jeweiligen Aufgaben angemessene Mechanismen der
Qualitätssicherung.

Diese Kriterien sind nach Dafürhalten des Wissenschafts-
rates den besonderen Aufgaben und Bedingungen staatlicher
Forschungseinrichtungen, die gleichzeitig behördliche
Aufgaben wahrnehmen, angemessen. Sie lassen sich auch auf
andere Einrichtungen der Ressortforschung übertragen.

B.II. Zu Struktur und Personal

fI.1. Struktur

3.

Das RKI zeichnet sich
cherte, hi-erarchisch
che, Fachgruppen und

durch eine thematisch breit gefä-
gestaffelte Gliederung in Fachberei-
Fachgebiete aus. Die daraus resul-
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tierenden Arbeitseinheiten umfassen teilweise nur einen
wissenschaftlichen Mitarbeiter. Der Vüissenschaftsrat hä1t
diese Struktur für ungünstig, da

- die vorgehaltene Kapazität in den ei-nzelnen Bereichen
zu gering ist, um "kritische wissenschaftliche Masse"
zu bündeln und neben der teilweise hohen Belastung
durch Routineaufgaben eigenständige Forschungsarbeiten
durchzuführen;

- die behördenähnliche Ordnung einem Arbeiten in unter-
schiedlichen wissenschaftlichen Projekten sowie dem

flexiblen Aufgreifen neuer Themen entgegensteht und in
der Regel dazu führt, daß neue Themen nur dann aufge-
nommen werden, wenn zusätzliche Arbeitsgruppen addiert
werden;

- durch die hierarchische Gliederung eine Kooperation
zwischen den Abteilungen gehemmt und die Kommunikation
zwischen den disziplinär arbeitenden Fachbereichen ein-
geschränkt ist.

V{ie stark die gegebene starre Struktur ein Reagieren auf
neue Themen erschwert, zeigt das Beispiel des früheren
AIDS-Zentrums: Es wurde Mitte der 80er Jahre unter dem

Dach des BGA als unabhängige Einrichtung gegründet, ob-
wohl das RKI seit langem über einen Fachbereich "Virolo-
gie" verfügte. Rund 10 Jahre später erwies sich die Ein-
gliederung des AIDS-Zentrums als derzeitige Fachabteilung
4 in das RKI dann auch als nicht problemlos.

Auch die eingeschränkte Kooperation zwischen den Abtei-
lungen wird durch die Ausführungen des RKI belegt: So

wi-rd deutlich, daß es weder zwischen den beiden epidemio-
Iogisch arbeitenden Fachabteilungen 4 und 6 nennenswerte
wissenschaftliche Kontakte gibt, noch zwischen den drei
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experimentell ausgerichteten und den beiden epidemiolo-
gisch arbeitenden Fachabteilungen. projekte, in denen
sowohl experimenterle als auch epidemiorogische Methoden
verwendet werden, sind dementsprechend selten. Der Vtis-
senschaftsrat häIt die Trennung der subdisziplinen im RKr
daher für dringend änderungsbedürftig. Geboten wäre ein
in Projektgruppen organisiertes themenspezifisches Arbei-
ten, bei dem verschiedene methodische Zugänge bewußt kom-
biniert und Arbeitsgruppen eingesetzt werden können, dj-e
ein Bündeln kritischer wissenschaftlicher Masse errauben.
Dies erfordert ein Überwinden der starren Abteilungsgren-
zen und eine drastische Reduktion der Zahl von bislang
über 50 Fachgebieten.

Grundsätzlich stellt sich die Frage, inwieweit die drei
experimenterl arbeitenden Fachbereiche wie auch die bei-
den epidemiologisch ausgerichteten Abteilungen künftig
voneinander getrennt bestehen bteiben solren. Keine Not-
wendigkeit sieht der wissenschaftsrat für die zwischen
Abteilungsleitung und Fachgebieten liegende Hierarchie-
Ebene der Fachgruppenleiter. sinnvolrer wäre stattdessen
eine zeitlich befristete, abteilungsübergreifende und
frexible Leitungsfunktion für wissenschaftliche projekt-
gruppen.

AIs weiteres strukurprobrem des RKr ist die ungewöhnliche
Größe der Verwaltungsabteilung anzusprechen. Abgesehen
von dem zutreffenden Argument, daß die dezentrale Lage
der standorte einen hohen Aufwand für Hausverwaltung und
Transport erfordert, ist für den wissenschaftsrat nicht
ersichtlich, weshalb das RKI einen derartigen Verwal-
tungsapparat benötigen so1lte. vielmehr steht zu befürch-
ten, daß die hohe personarkapazität der verwartungsabtei-
lung zu einem unangemessen bürokratischen Aufwand führt.
Die durch das BMG bereits in Gang gesetzte organisations-
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untersuchung durch eine Unternehmensberatung findet daher
die volle Zustimmung des Wissenschaftsrates.

II.2. Personal

Die Personalstruktur des RKI ist gekennzeichnet durch
einen über 90 t liegenden Anteil unbefristet beschäftig-
ter l{issenschaftler und einen folglich außerordentlich
hohen Altersdurchschnitt bei langer Verweildauer der wis-
senschaftlichen Mitarbeiter im RKI. Hierdurch erklärt
sich auch, daß das RKI praktisch keine Stellen für Dokto-
randen hat. Der Wissenschaftsrat häIt diese Personal-
struktur für ungeeignet und dringend änderungsbedürftig.
Auch ist die Notwendigkeit von Beamtenstellen nicht er-
kennbar. Der Wissenschaftsrat empfiehlt dem federführen-
den Ressort, umgehend dafür Sorge zu tragen, daß der
größte Teil der Dauerstellen künftig befristet besetzt
werden kann bzw. besetzt wird. Nur so kann es gelingen,
den Anteil der jüngeren Wissenschaftler zu erhöhen. Dabei
muß jede rechtlich gebotene Möglichkeit genutzt werden,
da es andernfalls lange Zeit dauern wird bis ein angemes-
sener Anteil von etwa 40-50 t befristet eingestellter
V{issenschaftler erreicht ist.

Unbefriedigend ist aus Sicht des ttissenschaftsrates die
Tatsache, daß sowohl der Leiter des Institutes als auch
die Abteilungsleiter im Vtege der Ernennung durch das vor-
gesetzte Ressort ohne öffentliche Ausschreibung ger,rlonnen

werden. Auch gibt es bislang keine gemeinsamen Berufungs-
verfahren mit den benachbarten Universitäten, obwohl die-
se ihrerseits Schwerpunkte in den vom RKI bearbeiteten
Themengebieten setzen. Hierin zeLgL sich eine mangelnde
Kooperation des RKI mit Universitäten, die in gleicher
V[eise auch für außeruniversitäre Einrichtungen gilt. Ein
weiteres Hemmnis, qualifizierte Leitungspersönlichkeiten
zlJ gewinnen, Iiegt in der Besoldungsstruktur des RKI, die
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zwar einen vergleichsweise hohen Anteil an Beamtenposi-
tionen für [tissenschaftler, aber keine adäquaten Stellen
für die Leitung des Institutes und die Abteilungsleiter-
positionen vorsieht. Dj-es trägt dazu bei, daß hochquali-
fizierte Wissenschaftler nur schwer für das Insti-tut zt)

gewinnen sind. Der Wissenschaftsrat hä1t daher eine deut-
lich herausgehobene Besoldung des Institutsleiters und
eine höhere Eingruppierung der Abteilungsleiterstellen
für dringlich. Nur unter dieser Bedingung können die für
notwendig gehaltenen öffentlichen Ausschreibungs- und
Berufungsverfahren gemeinsam mit einer der Universitäten
und unter Einbeziehung externer V'Tissenschaftler erfolg-
reich durchgeführt werden.

B. III.

III.1.

a)

Zur Arbeit des Robert Koch-Instituts

Wissenschaftliche Tätigkeit

Fachbereiche L, 2 und 3

Die derzeitigen wissenschaftlichen Schwerpunkte entspre-
chen den Themen, die in den zum RKI zusammengefügten Ein-
richtungen seit langem bearbeitet werden. Hieraus erklä-
ren sich auch die Bandbreite und thematische Streuung der
derzeitigen Arbeitsschwerpunkte des RKI. Nur einzelne
Arbeitsgruppen der Fachbereiche L, 2 und 3 zeichnen sich
durch gute Publikationsleistungen, angemeldete patente
und die Einwerbung von Drittmitteln aus. vergreichsweise
positiv wird die Arbeit der räumrich entfernten bakterio-
logischen Arbeitsgruppe am standort wernigerode bewertet.
Insgesamt jedoch muß festgestellt werden, daß die wissen-
schaftlichen Leistungen des überwiegenden Teils der Ar-
beitsgruppen nicht an internationale Standards heran-
reicht. Dies liegt vor allem darin begründet, daß die
einzelnen Arbeitsgruppen nur mit ein bis zwei lüissen-
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schaftlern besetzt sind, so daß neben der Routinearbeit,
die insbesondere durch dj-e Betreuung der beratenden Kom-

missionen bestimmt wird r zü wenig Raum für eigenständige
Forschungsarbeiten bleibt. Auch fehlt eine übergeordnete
Perspektive, so daß die Forschungsthemen der einzelnen
Arbeitsgruppen eher persönlichen Vorlieben aIs einem ge-
sundheitspolitisch definierten Konzept entsprechen. Ver-
mißt wird auch die konkrete Zusammenarbeit mit den maß-
geblichen wissenschaftlichen Arbeitsgruppen in Deutsch-
Iand, zumal jenen, die als international renommierte For-
schungszentren gelten. In dj-esem Zusammenhang fälIt auf,
daß am RKI zwar Gastwissenschaftler tätig sind, den eige-
nen wissenschaftlichen Mitarbeitern aber nur sehr selten
und überdies oft nur auf eigene Kosten die Mögtichkeit
eines Gastaufenthaltes an anderen Forschungseinrichtungen
gewährt wird.

b) Fachbereiche 4 und 6

Kritisch zu bewerten ist auch die Arbeit der personell
und räumlich getrennten Fachabteilungen 4 ( Infektionsepi-
demiologie und AlDS-Zentrum/Hygiene) und 6 (Nicht über-
tragbare Krankheiten und Gesundheitsberichterstattung) .

Beide Abteilungen sind im RKI vergleichsweise neue Teil-
bereiche, die aus unterschiedlichen Gründen in das Insti-
tut eingegliedert wurden. So ist der Fachbereich 4 aus
dem ehemaligen AIDS-Zentrum entstanden. Seit der Einglie-
derung in das RKI entwickelte dieser Fachbereich ver-
stärkt infektionsepidemiologische Ansätze, nachdem in den
vergangenen Jahren di-e Projektträgerschaft für For-
schungsförderprogramme und die öffentlichkeitsarbeit im
Vordergrund standen. Vermißt wird allerdings ein syste-
matischer Aufbau dieses Zweiges. Zwar steht zur Entwick-
Iung der Infektionsepidemiologie derzeit ein kompetenter
Gastwissenschaftler der CDC zur Verfügung, der auch ent-
sprechende schulungen anbietet. Jedoch erscheint diese
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Aktivität bei weitem zu punktuell, als daß hiervon ein
nachhaltiger Entwicklungsschub erwartet werden könnte.
Günstiger wäre esr ürenn von seiten des RKI auch in umge-

kehrter Richtung ein regelmäßiger Personalaustausch mit
den CDC stattfände, so daß eine systematische Professio-
nalisierung der Mitarbeiter, insbesondere im Hinblick auf
die in Deutschland noch wenig entwickelte "aufsuchende
Epidemiologie" in Gang käme. Vor aIlem aber fehlt eine
epidemiologische Basis für die Planung von Erhebungen und
deren Auswertung. Dies führt derzeit zur unzureichenden
Handhabung eigenständiger wissenschaftlicher Aufgaben.
Hinzu kommt eine ständig hohe Belastung durch das Beant-
worten von Briefen aus der Bevölkerung, die großenteils
aus dem BMG an das RKI weitergeleitet werden. Eine Koope-
ration mit dem Fachbereich 6, der für nicht übertragbare
Krankheiten und Gesundheitsberichterstattung zuständig
ist, findet nur im Ausnahmefall statt.

Auch der Fachbereich 6 leidet unter der Parzellierung der
einzelnen Arbeitsgruppen, deren Größe in keinem Verhält-
nis zur Breite der gestellten Aufgaben steht. Entstanden
aus dem ehemals selbständigen fnstitut für Sozialmedizin
und Epidemiologie, sol1 dieser Fachbereich ab 1998 die
Aufgabe der Gesundheitsberichterstattung übernehmen. Zwar
Iäßt sich noch wenig zur Gesundheitsberichterstattung des
Bundes sagen; $renn aber das RKI die Federführung für die-
ses umfangreiche Projekt übernehmen sol1, dann muß hier-
für auch eine angemessene Ausstattung insbesondere mit
ausgewiesenen Epi-demiologen gewährleistet sein. Hierfür
wäre angesichts der unbefriedigenden Nachwuchssituation
in der Epidemiologie ein spezielles Trainingsprogramm für
junge Vüissenschaftler an entsprechenden ausländischen
Einrichtungen sinnvolI. Notwendig ist auch ein integrati-
ves Konzept hinsichtlich der inhaltlichen Schwerpunkte
und der zusammenarbeit mit anderen auf diesem Gebiet kom-
petenten Gruppen sowie den übrigen Abteilungen des RKI.
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Hinderlich ist dabei die Unterbringung an verschiedenen
Standorten innerhalb Berlins. Wenn das Konzept eines wis-
senschaftlich fundierten nationalen Gesundheitsreports
gelingen so11, ist aus Sicht des Vtissenschaftsrates der
schrittweise Aufbau von zunächst wenigen tragfähigen und
eigenständigen wissenschaftlich Schwerpunkten unter Be-
teiligung fachlich versierter Epidemiologen und eine bes-
sere Koordination innerhalb des RKI notwendig. Demgegen-
über sollten die Breite der routinemäßig zu erledigenden
Berichtspflichten eingeschränkt sowie Zuständigkeiten und
allgemeine Servicefunktionen für das auftraggebende Mi-
nisterium deutlich reduziert werden.

c) Fachbereich 5

In Verbindung mit den experimentell arbeitenden Fachbe-
reichen Lt 2 und 3 sowie den beiden epidemiologisch aus-
gerichteten Fachbereichen nimmt der Fachbereich 5 des RKI
eine Sonderrolle ein, die unter inhaltlichen Gesichts-
punkten nicht zwingend in den Kontext des RKI gehört.
Daher sind die Kooperationsbeziehungen zwischen diesen
Abteilungen nur gering ausgeprägt. Im Vordergrund stehen
die mit dem Gentechnikgesetz zusammenhängenden Aufgaben
hier insbesondere die Prüfung und Genehmigung von FeId-
versuchen mit gentechnisch veränderten Organismen und
Produktgenehmigungen und -prüfungen aus dem gesamten Be-
reich der EU - und die Betreuung der Zentralen Kommission
für die Biologische Sicherheit (ZKBS). Deren Arbeit er-
füllt durchaus den Anspruch einer Leitfunktion; auch die
Betreuung der ZKBS durch das vom RKI gestellte Sekretari-
at ist a1s qualifiziert und kompetent zu bewerten. Demge-
genüber erreicht kann die wissenschaftliche Arbeit im
Fachbereich 5 hinsichtlich der Grundlagenforschung ein
kompetitives Niveau nicht. Breiten Raum nimmt hingegen
die Beantwortung öffentlicher Anfragen ein. Wenn künftig
die Aktivität im anwendungsnahen Bereich der sicherheits-
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forschung verstärkt werden soll, dann ist auch hierfür
eine wissenschaftliche Qualitätssicherung zrt fordern.

Zusammenfassend muß die Qualität der wissenschaftlichen
Arbeit in den einzelnen Fachbereichen des RKI a1s unzu-
länglich bewertet werden, \^renn auch einzelne i{issen-
schaftler und Arbeitsgruppen allerdings ohne inhaltlich
kohärentes Konzept - hiervon auszunehmen sind. Ursächlich
für diese Defizite sind fehlende übergreifende Zielvor-
stellungen, die Breite des vorgegebenen Themenfeldes und
die offenbar mangelnde Kraft, Schwerpunkte zu setzen.

III.2. Ressortberatung

Die Aufgaben des RKI sind im GNG sowohl im Sinne der wis-
senschaftlichen Politikberatung als auch zum Zweck der
Ressortforschung in bestimmten Bereichen festgelegt. Da-
bei gilt die Ressortforschung nach einer Definition des
Bundesrechnungshofes als "darauf gerichtet, Entschei-
dungshilfen zvr sachgemäßen ErfüItung der Fachaufgaben
des Ressorts zv gehrinnen. "lz) Darüber hinaus stellt die
Ressortforschung nach Definition des BMG" ein aktives,
wirksames Steuerelement dar, mit dem das Ressort die von
ihm gewünscht.en Akzente in der Forschungslandschaft set-
zen kann".18) Dem entspricht die vom RKI selbst definier-
te Aufgabe, "richtungsweisend für die wissenschaftliche

17) Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftrag-
ter für Vtirtschaftlichkeit in der Verwaltung: Feststellun-
gen und Empfehlungen zur Bearbeitung von Ressortforschungs-
vorhaben.

Ressortforschung des Bundesministeriums für Gesundheit, Kä-
pitel 2: Grundsätze der Ressortforschung,' vom 8.7.1994t
s.3.

18)
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Entwicklung (zu) wirken, wo gesundheitspolitischer Bedarf
erkannt wird.le)

Unklar bleibt bei dieser Aufgabenbeschreibung nach Ein-
schätzung des V'Iissenschaftsrates allerdings, auf welchem
Vüeg dieser gesundheitspolitisch begründete Forschungsbe-
darf festgestellt wird und inwieweit dabei die vorhandene
xapazität universitärer und außeruniversitärer For-
schungseinrichtungen berücksichtigt wird. Offen bteibt
auch, wie das auftraggebende Ministerium gemeinsam mit
dem von diesen Aufträgen abhängigen RKf den Forschungs-
bedarf in den vorgegebenen Themenfeldern festzustellen
vermag, zumal angesichts einer größeren ZahI von An-
sprechpartnern innerhalb des Ministeriums. Hinzu kommt,
daß ein TeiI der vom RKI zu erfüIlenden Aufträge durch
fachferne Einrichtungen der Legislative vorgegeben wird.
Diese Vielzahl möglicher Auftraggeber birgt nach Ein-
schätzung des Wissenschaftsrates die Gefahr, daß bei der
Auswahl künftiger Themen gewohnte, aber inzwischen nicht
mehr relevante Tätigkeitsschwerpunkte fortgeschrieben
werden und individuelle Interessen ein zu starkes Gewicht
erlangen. Hierzu zählt auch die Tendenz, einmal gegebene
Parlamentsaufträge über viele Jahre und ggf. Jahrzehnte
fortzuschreiben, ohne die gesundheitspolitische Relevanz
in gewissen Zeitabständen kritisch zu prüfen. Ein Bei-
spiel hierfür ist der Ernährungsbericht, an dem auch das
RKI regelmäßig beteiliqt ist. Der Vtissenschaftsrat häIt
diese Art der Themenfindung für wenig geeignet, die Lei-
stungsfähigkeit des RKI in Zukunft zu steigern. Sie trägt
vielmehr zu einer unkontrollierten Themenstreuung t z!
einem Festhalten am Gewohnten und zu einer Nivellierung
der wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit bei.

Bericht des RKI vom Dezember 1996, S. 10.
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Ob das geldgebende Ressort mj-t der Arbeit des RKI insge-
samt zufrieden ist, geht aus den Unterlagen für den Vtis-
senschaftsrat nicht hervor. Die große Zahl der Anfragen
an das Institut macht deutlich, daß dj-e Leistungen in
hohem Maße durch die Mitarbeiter des BMG nachgefragt \4rer-

den. Aus Sicht des Wissenschaftsrates läßt sich aus die-
ser Quantität gleichwohl nicht auf die Qualität der er-
brachten Leistungen, sondern vielmehr auf die Bedeutung
tagespolitischer Fragen schließen. Auch besteht Anlaß zu

der Vermutung, daß die hohe Nachfrage eher für eine indi-
viduelle Zuarbeit und eine starke Abhängigkeit des RKI

von der auftraggebenden Behörde spricht, als daß sie Aus-
druck der systematischen Politikberatung wäre. Im übrigen
verzichten RKI und BMG bislang auf gezielte Untersuchun-
9€flr ob die anderen, dem RKI verbundenen Institutionen -
beispielsweise die Gesundheitsbehörden der Länder - mit
der Beratungstätigkeit des RKI zufrieden sind. Der ltis-
senschaftsrat häIt diese Situation für unbefriedigend
angesichts des tatsächlich großen Bedarfs an wissen-
schaftsgeleiteter Politikberatung im Gesundheitsbereich.

Daß der Zielkonflikt des RKI zwischen Dienstleistungsauf-
trag, Politikberatung und Eorschungsaufgaben seit langem

besteht, zeigen die Empfehlungen des l{issenschaftsrates
aus dem Jahr 1967: "In dem VerhäItnis des Robert Koch-
Instituts zum Bundesministerium für Gesundheitswesen geht
es vor allem darum, die Weisungsabhängigkeit des lnsti-
tuts in der V{eise zu regulieren, daß es nicht mit Aufga-
ben der öffentlichen Gesundheitspflege über Gebühr bela-
stet und damit in der hierzu erforderlichen Forschung
eingeengt wj-rd. "20)

Umso dringlicher ist die Forderung nach Einrichtung eines
Wissenschaftlichen Beirats für das RKI. Auch diese Forde-

201 A.a.O., S. 48.
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rung hrar bereits in der früheren Stellungnahme des Vtis-
senschaftsrates entharten. Er bekräftigt diese Empfehlung
und schlägt die Bildung eines Beirates vor, dem auch Ver-
treter gesundheitsporitischer rnstanzen und Gremien ange-
hören so1lten, damit die gesundheitsporitische Dimension
anstehender Fragen im Kontext wissenschaftricher Experti-
se erörtert werden kann. Entsprechend den früheren Emp-
fehlungen sollte dem Wissenschaftlichen Beirat eine in
etwa gleiche Zahl anerkannter Fachleute aus Hochschulen
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen angehören,
bei deren Benennung die großen wissenschaftsorganisatio-
nen konsultiert werden sol1ten. Ein anderer Teil der wis-
senschaftrichen Mitgrieder könnte aus rnstitutionen mit
ähnlichen Aufgaben in anderen europäischen Ländern stam-
men. Hierdurch wäre eine den Aufgaben des RKr angemessene
und wissenschaftrich quarifizierte Besetzung am ehesten
gewährleistet.

Die Probreme, die aus der Behördenstruktur des rnstituts
erwachsen, Iassen sich durch die Einrichtung eines Bei-
rats allein allerdJ-ngs nicht lösen. Sie verlangen viel-
mehr nach einer tiefgreifenden umstrukturierung, die auch
das grundsätzliche Verständnis für ein ressorteigenes
Forschungsinstitut und das verhältnis zum auftraggebenden
Ressort kritisch einbezieht.

B.IV. Zur künftigen Entwicklung des RKI

fV.1. Zum Stellenwert der Forschung

In diesem Zusammenhang zu diskutieren ist die Frage, in
welchem Ausmaß ein rnstitut der Ressortforschung auf den
Gebieten seiner Zuständigkeit eigene Forschungsschwer-
punkte pfregen sorrte. Dies erscheint im Hinbrick auf die
Brei-te der gesterlten Themen und die Größe des RKr weder
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flächendeckend möglich noch mit Blick auf die vielfäItige
universitäre und außeruniversitäre Forschungslandschaft
in Deutschland geboten. Einige Gründe sprechen allerdings
dafür, daß das RKI auch in Zukunft auf ausgewäh1ten Ge-

bieten eigene Forschungsschwerpunkte pflegt:

Die für gesundheitspolitische Entscheidungen wichti-
gen Fragen werden durch Hochschulen und außeruniver-
sitäre Einrichtungen oft nicht oder nicht hinreichend
aufgegriffenr so daß auch durch eine intensivere Ko-
operation mit diesen Einrichtungen nicht alle ge-
wünschten Erkenntnisse zo gewinnen sind.

Eine Einrichtung der wissenschaftlichen Politikbera-
tung muß, wenn ihr Rat längerfristig auf einer ange-
messenen Expertise beruhen soII, für qualifizierte
Persönlichkeiten attraktiv sein. Dies kann nur gelin-
9eD, b/enn die Möglichkeit der eigenen wissenschaft-
Iichen Tätigkeit gegeben ist und gefördert wird. An-
dernfalls besteht die Gefahr, daß qualifizierte Kräf-
te nicht ger^ronnen werden können oder aber die einge-
brachte Kompetenz nachläßt.

Eine Einrichtung, die traditionell auf dem Gebiet der
Infektionskrankheiten und nach dem v'Iunsch des Gesetz-
gebers auch im Bereich der nicht übertragbaren Krank-
heiten eine Leitfunktion übernehmen solI, wird nur
dann durch die vorhandenen wissenschaftlichen Ein-
richtungen als solche anerkannt werden, wenn sie zrt-
mindest in einzelnen Gebieten einen international
konkurrenzfähigen Standard erreicht.

Auch in Bereichen, in denen das RKI keine eigenen
Forschungsschwerpunkte pflegt, ist es notwendig, die
wissenschaftliche Kompetenz der Mitarbeiter systema-
tisch zv fördern. Dies kann durch regelmäßige Aufent-

3.

4.
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halte bei wissenschaftlichen partnereinrichtungen er-
reicht werden.

Diese Gründe sprechen aus Sicht des !{issenschaftsrates
dafür, daß die wissenschaftliche Tätigkeit am RKI als
eigenständige Aufgabe gegenüber den in den vergangenen
Jahren vorrangigen Di-enstleistungsaufgaben intensiviert
werden muß und hierfür Freiraum zu schaffen ist. Dafür
ist es notwendig, die Beschränkung auf den Informations-
bedarf des auftrag- und geldgebenden Ministeriums aufzu-
heben, da sie in Verbindung mit der starren Organisa-
tionsstruktur und der direkten Weisungsabhänigkeit des
Instituts kreative wissenschaftliche Aktivitäten er-
schwert und die Leistungsfähigkeit der im RKI tätigen
vüissenschaftrer beeinträchtigt. Dies wirkt sich auch auf
die davon abhängige Quarität der wissenschaftrichen pori-
tikberatung aus. Der Wissenschaftsrat plädiert daher
nachdrücklich für die bereits im Jahr 1,967 angemahnte
weitgehende Selbständigkeit des RKI in der Forschung.
Damit verbunden sein soltten freilich eine gemeinsam zwi-
schen Ministerium, RKr und vüissenschaftlichem Beirat ent-
wickelte Programmatik sowie disziplinübergreifend festge-
regte schwerpunkte der wissenschaftrichen Arbeit des RKr
und eine regelmäßige Evaluation der erbrachten Leistun-
gen.

TV.2. Zu den Themenschwerpunkten des RKI

zur Frage, welche wissenschaftrichen schwerpunkte am RKr
künftig mi-t Vorrang zv. entwickeln sind, ist zunächst
festzusterren, daß auf range sicht eine umstrukturierung
des gesamten Bereichs der oberen Gesundheitsbehörden nach
dem Vorbild der US-amerikanischen Centers for Disea-
se control aus sicht des wissenschaftsrates anzustreben
ist. rn einem sorchen system hätte das Robert Koch-rnsti-
tut seinen Hauptschwerpunkt im Bereich der übertragbaren
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Krankheiten. Dieses übergeordnete ZieI Iäßt sich i-n der
gegebenen Situati-on jedoch vermutlich nicht in einem
Schritt erreichen, da eine Beschränkung des RKI aus-
schließIich auf den Bereich der Infektionskrankheiten
dazu führen würde, daß die für das Gesundheitssystem,
aber auch für die Vtissenschaft ebenfalls unverzichtbaren
Aufgaben im Bereich der nicht übertragbaren Krankheiten
und die Kompetenz bei Fragen der Gentechnik ohne institu-
tionelle Anbindung wären, zumal keine der bestehenden
Einrichtungen geeignet scheint, diese aufzunehmen. Eine
konzeptionelle Einbindung dieser Gebiete in das RKI er-
scheint daher unter bestimmten Voraussetzungen mittelfri-
stig vertretbar. Dafür spricht auch das Argument, daß

infekti-ologische Forschung auf die Erkenntnisse der Epi-
demiologie angewiesen ist. Hinzu kommt, daß ej-ne strikte
Grenzziehung zwischen übertragbaren und nicht übertrag-
baren Krankheiten nach den Befunden der neueren Forschung
kaum mehr möglich ist, sondern vielmehr komplexe Zusam-
menhänge zwischen beiden Bereichen immer deutlicher wer-
den. Für das Robert Koch-Institut sprechen trotz erhebli-
cher Mänge1 in der derzeitigen Aufgabenwahrnehmung auch
die Tradition des Instituts, das vielfältige wissen-
schaftliche Umfeld im Raum gerlin und die hohe Motivation
der Mitarbeiter r zu einer Änderung des jetzigen Zustandes
beizutragen.

Vor diesem Hintergrund hä1t es der Vtissenschaftsrat für
richtig, den Hauptschwerpunkt im RKI künftig auf den an-
gestarunten Bereich der Infektionskrankheiten zu legen und
in diesem Gebiet eigene Forschungsschwerpunkte sowohl
biomedizinischer als auch epidemiologischer Art zu pfle-
gen und die Kooperationen mit anderen Forschungeinrich-
tungen im Sinne einer Netzwerkstruktur auszubauen. Auf
die Schwerpunkte in der Gentechnik und der Epidemiologie
nicht übertragbarer Krankheiten soIlte das RKI nicht
gänzlich verzichten, sich nach Dafürhalten des Vtissen-
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schaftsrates jedoch auf das Aufbereiten und die hand-
Iungsbezogene Analyse von Informationen und wissenschaft-
lichen Daten beschränken. Die Aufgaben der Politikbera-
tung einschließIich der Koordination für den öffentlichen
Gesundheitsdienst sollten grundsätzlich in enger Koopera-
tion mit anderen wissenschaftlichen Einrichtungen erfüIlt
werden.

Um zu erreichen, daß das RKI diese Aufgaben künftig auf
einem anspruchsvollen wissenschaftlichen Niveau und mit
größerer Effizienz leisten kann, ist es zwingend erfor-
derlich, das bisherige Themenspektrum des RKI deutlich zn

verkleinern und Teilgebiete, die bereits durch andere In-
stitutionen bearbeitet werden, auszugliedern. Dies er-
scheint beispielsweise geboten für der Bereich der ver-
haltensbedingten Gesundheitsstörungen, der durch zahlrei-
che universitäre Einrichtungen bearbeitet wird. Fragen
der Umweltforschung werden durch das GSF-Forschungszen-
trum in München und das Umweltforschungszentrum in Leip-
zLg, zwei Einrichtungen der Helmholtz-Gemeinschaft, be-
arbeitet und sollten dort auch hinsichtlich des politi-
schen Beratungsbedarfs koordiniert werden. Forschung im
Bereich der Gentechnik wird durch die GBF in Braun-
schweig, ebenfalls eine Einrichtung der Helmholtz-Gese11-
schaft, sowie das B1aue-Liste-Institut für Pflanzengene-
tik in Gatersleben betrieben. Der Bereich der Krebser-
krankungen kann hinsichtlich der gewünschten Politikbera-
tung durch das Deutsche Krebsforschungszentrum (DKFZ) in
Heidelberg ausgefüIlt werden. Die Abgabe der Parasitolo-
gie an das hierauf spezifisch ausgerichtete Bernhard-
Nocht-Institut in Hamburg hat der Wissenschaftsrat be-
reits in der L967 abgegebenen Stellungnahme empfohlen.2l)
Auch für die vielfältigen Fragen im Zusammenhang von
Stillberatung, Ernährung und Gesundheit gibt es eine Rei-

2t\ A.a.o., s. 51.
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he wissenschaftlicher Einrichtungen, unter anderem das
Deutsche fnstitut für Ernährungsforschung (DIfE) in Pots-
dam-Rehbrücke und das ebenfalls aus dem BGA hervorgegan-
gene, in Berlin ansässige Bundesinstitut für gesundheit-
lichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin (BgW).
Dieser Bereich sollte auf unabweisbare Fragen der Gesund-
heitsberichterstattung reduziert werden. Nicht nachvoll-
ziehbar ist in diesem zusarnmenhang die Tatsache, daß RKI

und BgW auf dem Gebiet der Bakteriologie sogar mitein-
ander konkurrieren. Aus Sicht des Wissenschaftsrates wäre
eine Arbeitsteilung mit wechselseitiger Amtshilfe und
Zuordnung des bakteriologischen Forschungsgebietes zum

RKI sinnvoller. Auch sollte das RKI nicht mit Fragen der
allgemeinen Öffentlichkeitsarbeit belastet werden, zumal
für diese Aufgabe die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung (BzgA) in Köln zur Verfügung steht. Diese Bei-
spiele zeigen, daß eine gezieltere Konzentration auf vor-
rangige Schwerpunkte möglich ist. Der Wissenschaftsrat
empfiehlt mit Nachdruck, diese und weitere Möglichkeiten
der Aufgabenausgliederung ernsthaft in Angriff zu nehmen

und sich dabei von der Vorstellung einer fIächendeckenden
Präsenz aller Zuständigkeiten des auftraggebenden Mini-
steriums zu lösen. Anzustreben ist vielmehr ei-n Netzwerk
kooperierender wissenschaftlicher Einrichtungen aus dem

universitären und außeruniversitären Bereich, die auf dem
jeweiligen Gebi-et auch die Aufgaben der wissenschaftli-
chen Politikberatung übernehmen.

IV.3. Anforderungen an die künftige Struktur des RKI

Die Aufgaben des RKI liegen im Vollzug und in der Zuar-
beit zur Vorbereitung gesetzlicher Regelungen, des Vüeite-
ren in der wissenschaftlichen Politikberatung und in der
Durchführung eigenständiger Forschungsarbeiten in ausge-
wählten Schwerpunkten. Diese Aufgaben benötigen unter-
schiedliche Strukturen und organisatorische Abläufe: Vüäh-
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rend die Aufgaben einer nachgeordneten Bundesbehörde im
Gesetzesvollzug eindeutig geregelte Zuständigkeiten und
klar definierte Verwaltungsabläufe verlangen, ist für
eigenständige Forschungsprojekte eine fIexible, diszi-
plinübergreifende Arbeitsgruppenstruktur günstiger. Die
systematische Beratung gesundheitspolitischer Einrichtun-
gen wiederum verlangt vor allem die intensive Kooperation
mit anderen Institutionen, die auf dem jeweiligen Gebiet
tätig sind. Um diese Aufgaben innerhalb derselben Ein-
richtung miteinander verbinden zrt können, sind konkrete
Zieldefinitionen, eine klare Trennung zwischen den unter-
schiedlichen Funktionen, eine weitgehende Selbständigkeit
für die Forschungsarbeit sowie spezifische Mechanismen
der Qualitätssicherung erforderlich.

IV.4 . Zur geplanten Struktur und Organisation

Der derzeitige kommissarische Leiter hat nach dem Besuch
der Arbeitsgruppe des Wissenschaftsrates ein Konzept ztJr
künftigen Strukturierung des RKI vorgelegt. Dieses Kon-
zept geht von der Beibehaltung der insgesamt sechs Fach-
bereiche, die künftig a1s Abteilungen bezeichnet werden
sollen, aus. Auch deren thematische Ausrichtung soll er-
halten werden, vexzichtet werden soII auf die Ebene der
Fachgruppenleiter; die Zahl der Fachgebiete soll deutlich
reduziert werden. Allgemeine Aufgaben sollen künftiq
durch ein Leitungsbüro, eine Arbeitseinheit für presse-
und öffentlichkeitsarbeit sowie ein Büro für Forschungs-
angelegenheiten übernommen werden. Der V{issenschaftsrat
erachtet diese Vorschläge als einen Schritt in die rich-
tige Richtung. Insbesondere erkennt er äDr daß die Abtei-
lungen künftig durch Querschnittsthemen, beispietsweise
Fragen der impfpräventablen oder sexuell übertragbaren
Krankheiten, verknüpft werden so1len. Hierdurch können
die Querbezüge zwischen den Fachabteirungen aktiviert
werden. Auch hält der vüissenschaftsrat den vorschrag für
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richtig, die übergreifenden, nicht unmittelbar wissen-
schaftlichen Zwecken dienenden Verpflichtungen sowie in-
terne Dienstleistungen dem Leitungsbereich zuzuordnen und
dort zu bündeln. Hierdurch können di-e Fachabteilung€flr
beispielsweise in der öffentlichkeitsarbej-t, deutlich
entlastet werden.

Gl-j-ederung der Abteilungen

Trotz dieser in die richtige Richtung weisenden Neue-
rungsansäLze häIt der Wissenschaftsrat das vorgeschlagene
Konzept bei weitem für nicht ausreichend, um die festge-
stellten strukturellen Mängel des RKI zu überwinden.
Vielmehr regt er an, die Zaht. der Fachabteilungen auf
insgesamt drei zu reduzieren, die entsprechend den ge-
setzlich vorgegebenen Aufgaben den folgenden Themenberei-
chen zugeordnet werden könnten:

- Maßnahmenorientierte Analyse gesundheitsbezogener Da-
ten; Gesundheitsberichterstattung und aufsuchende Epi-
demiologie;

Zentrale Referenzeinrichtungen für übertragbare Krank-
heiten;

Zentrale Referenzeinrichtung für QuaIitätskriterien und
Vefahrensstandards in der Gentechnologie.

Die Funktion der hj-erarchisch gegliederten Abteilungen
sollte sich auf die Zuarbeit zur Vorbereitung von Geset-
zen und die Durchführung gesetzlicher Bestimmungen be-
schränken, die ZahI der Referate bzw. der Fachgebiete
sollte mindestens im angestrebten Umfang reduziert wer-
den.
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Um angesichts der Breite des Themenfeldes und der metho-
dischen Schwächen im epidemiologischen Bereich einen
schrittweisen Aufbau zu ermöglichen, ist eine Begrenzung
auf ausgewählte Themenbereiche und eine deutliche Steige-
rung der methodischen Kompetenz notwendig. Gleichzeitiq
sollte die Kooperation mit universitären und außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen im Sinne eines Netzwerkes
ausgebaut und intensiviert werden. Diese Kooperation
so1lte ein systematisches externes Methodentraining wis-
senschaftlicher Mitarbeiter einschließen. Die in dem vor-
gelegten Konzept vorgeschlagene Bildung von sogenannten
Brückenfachgebieten findet nicht die Befürwortung des
Wissenschaftsrates, da sich hierdurch eine weitere Auf-
splitterung und vermutlich noch stärkere Abgrenzung der
derzeitigen Fachabteilungen ergeben wird. Vielmehr sollte
zwischen dem auftraggebenden Ministerium, dem RKI und
anderen auf diesem Sektor tätigen Institutionen eine kon-
krete Eingrenzung der in diesem Bereich vom RKI erwarte-
ten Aufgaben vorgenommen werden.

Eine zweite Abteilung sollte die Funktion einer zentralen
Referenzeinrichtung des Bundes im Bereich der Infektions-
krankheiten übernehmen. Die Aufrechterhaltung der bislang
getrennten Fachbereiche für Virologie, Bakteriologie und
Immunologie vermag der Wissenschaftsrat nicht zu befür-
worten; vielmehr erwartet er aus einer Zusammenlegung und
Neudefinition der Aufgaben der bisherigen Fachbereiche t,
2 und 3 nennenswerte Synergien. Auch in diesem Bereich
erscheint es notwendig, die vom RKI er\^rarteten Amtsaufga-
ben voneinander abzugrenzer-. Die Gelegenheit hierfür bie-
tet das derzeit in Diskussion befindliche Infektions-
schutzgesetz. fn jedem FaII erwartet der Wissenschafts-
rat, daß diesen bislang noch getrennten Abteilungen ein
spürbarer Freiraum für das selbstbestimmte wissenschaft-
Iiche Arbeiten eingeräumt wird - verbunden mit einer re-
gelmäßigen und kritischen Bewertung durch den Wissen-
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schaftlichen Beirat. Dieser sollte in Abstimmung mit dem

Institut und dem auftraggebenden Ministerium auch die
konkret zu bearbeitenden wissenschaftlichen Schwerpunkte
bestimmen und auf eine enge Kooperation mit den epidemio-
Iogisch ausgerichteten Arbeitsgruppen achten.

Eine dritte Abteilung sollte sich nach Dafürhalten des
Wissenschaftsrates mit den Fragen der Gentechnik entspre-
chend den Vorgaben des Gentechnikgesetzes befassen. Auf
diese Aufgaben sollte sich das RKI künftig beschränken;
für die Aufrechterhaltung eigener wissenschaftlicher
Schwerpunkte sieht der Wissenschaftsrat keine Notwendig-
keit; vielmehr sollte diese Kapazität anderen Abteilungen
zugute kommen. Um die bestehende wissenschaftliche Kom-
petenz der Mitarbeiter des ZKBS-Sekretariats weiterhin zu
fördern, soIIte ein regelmäßiger Personalaustausch mit
anderen auf diesem Gebiet tätigen Forschungseinrichtungen
etabliert werden. Die ZKBS sollte auch künftig die anfal-
lenden Aufgaben der Politikberatung in Fragen der Gen-
technologie leisten.

b) Programmgesteuerte Forschungsarbeit in projektgruppen

Der Wissenschaftsrat bedauert, daß der vorgelegte Struk-
turvorschlag für das RKI die beim Besuch der Arbej_tsgrup-
pe diskutierte Einführung einer Projektgruppen-Struktur
nicht stärker aufgegriffen hat. Eine solche, än definier-
ten Forschungsprojekten orientierte Struktur ist aus
Sicht des Wissenschaftsrates in hervorragender Wej-se ge-
eignet, die Forschungsaktivitäten des RKI in Schwerpunkte
zu bündeln und dabei synergistische Effekte zwischen den
Abteilungen im Sinne einer Matrixstruktur herbeizuführen.
Voraussetzung hierfür ist allerdings eine deutliche Tren-
nung von den Aufgaben im Gesetzesvollzug. Zur Verbesse-
rung der wissenschaftlichen Leistung wäre die Einführung
zeitlich befristeter und gemäß den Leistungen flexibel
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handhabbarer Forschungsgruppen wesentlich besser geeignet
als ein hierarchisches Abteilungs- und Referatssystem.
Der Wissenschaftsrat empfiehlt dem auftraggebenden Mini-
sterium und dem RKI dringend, die bisherige Festlegung
auf die starren Abteilungsstrukturen zu überdenken und
entsprechend den positiven Erfahrungen anderer Einrich-
tungen für den Bereich der Forschung am RKI eine pro-
grammgesteuerte Projektstruktur einzuführen.

IV.5. Kooperation mit anderen wissenschaftlichen Einrich-
tungen

Großer Wert sollte künftig auf die Kooperation mit ande-
ren wissenschaftlichen Einrichtungen, auch im Raum Ber-
Iin, gelegt werden, ufr systematisch in den Schwerpunkten
des RKI ein Netzwerk von Kompetenzzentren aufzubauen.
Ej-ne regelmäßige Zusammenarbeit bietet sich insbesondere
mit infektiologischen Referenzzentren, aber auch mit den
in den vergangenen Jahren entstandenen Zentren für Public
Health-Forschung und den epidemiologisch arbeitenden
Gruppen universitärer und außeruniversitärer Einrichtun-
gen an. Diese Kooperationen sollten einen regelmäßigen
Austausch des wissenschaftlichen Personals einschließen,
der auch zur Motivation und Kompetenzsteigerung insbeson-
dere der Iangjährig am RKI tätigen Wissenschaftler ge-
nutzt werden kann. Der Vüissenschaftsrat sieht hierin ge-
rade in der Phase der Umstrukturierung eine Möglichkeit,
Flexibilität und neue Ideen unter den Mitarbeitern zv
fördern. Für den ständigen Personalaustausch mit anderen
wissenschaftlichen Institutionen sind entsprechende Mit-
tel im Haushalt des Institutes vorzusehen.

Vor allem aber sollten relevante wissenschaftliche Ein-
richtungen aus Hochschulen und außeruniversitären For-
schungsinstituten verstärkt in die wissenschaftliche po-
Iitikberatung des RKI einbezogen werden. Hierzu sollte
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das RKr die bestehende struktur der Kommissionen und Gre-
mien grundlegend neuordnen. Die Arbeit nicht mehr benö-
tigter und im Bereich des RKr nicht relevanter Kommissio-
nen, beispielsweise der Nationalen Stillkommission und
der Kommission, die si_ch mit Fragen der Toxoplasmose in
der Schwangerschaft beschäftigt, sollte abgeschlossen
oder an andere Einrichtungen abgegeben werden. über die
Fortführung bestehender Kommissionen und Beratungsgremien
sollte grundsätzlich der Vti-ssenschaftliche Beirat bera-
ten. Dies gilt im übrigen auch für langjährige Berichts-
aufträge der Legislative, deren wissenschaftliche und
gesundheitspolitische Relevanz in gewissen Zeitabständen
überprüft werden muß.

IV.6. Leitung und Koordination

Der Leiter des RKI sollte künftig durch ein Berufungsver-
fahren mit der Humboldt-Universität bestellt werden, die
in der Medizinischen Fakultät derzeit einen infektiologi-
schen Schwerpunkt aufbaut. Dasselbe gilt für die Abtei-
rungsleiterstellen. vtie bereits in der stellungnahme des
Vüj-ssenschaftsrates aus dem Jahr L967 empfohlen22),
sollten den Berufungsgremien auch namhafte v{issenschaft-
Ier anderer Forschungseinrichtungen angehören. Unter-
stützt wird auch der Vorschlag, dem Leiter des Instituts
künftig einen administrativen Direktor zur Seite zu stel-
len; die Aufgaben eines Vizepräsidenten im wissenschaft-
lichen Bereich sollten allerdings durch einen der Abtei-
lungsleiter wahrgenommen werden.

Um den dringend notwendigen Innovationsschub zu errei-
chen, solrten aus sicht des vtissenschaftsrates die Abtei-
rungsreiterstelren extern ausgeschrieben werden. Die bis-
herigen Abteilungsleiter sollten die Chance erhalten,

22') A.a.O., S. 49 f.
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sich auf diese Stellen zu bewerben. Die Leitung der zeLL-

lich befristeten wissenschaftlichen Projektgruppen sol1te
nach Leistungskriterien im Rahmen eines Vtettbewerbs über-
tragen werden und gegebenenfalls auch durch Vüissenschaft-
ler benachbarter universitärer Arbeitsgruppen wahrgenom-

men werden. Über die Schwerpunkte künftiger Forschungs-
projekte sollte der V{issenschaftliche Beirat in regelmä-
ßigen Zeitabständen ein Votum formulieren.

Die Leitung des RKI sollte in Zukunft unabhängiger als
bisher gegenüber dem auftraggebenden Ministerium sein;
hierfür dürften auch auf seiten des Ministeriums ein ge-

wandeltes Verständnis der Zusammenarbeit und die Defini-
tion einer übergreifenden Programmatik erforderlich sein.
Aufträge sollen künftig nicht mehr direkt durch einzelne
Mitarbeiter definiert und gegebenenfalls mitsamt Geldmit-
teln an das RKI verfügt werden können. In diesem Zusam-

menhang ist auch eine deutliche Reduktion der Einzelauf-
träge erforderlich, stattdessen so11te sich die Beratung
des BMG durch die Kommissionen des RKI auf gesundheits-
politisch wichtige Schwerpunktbereiche konzentrieren,
wobei universitäre und außeruniversitäre Institutionen
verstärkt einzubeziehen sind. In die Diskussion der Ar-
beitsprogramme sollte entsprechend dem vorliegenden Kon-
zept im übrigen auch der Kreis der wissenschaftlichen
Mitarbeiter des RKI eingebunden werden.

IV.7. Qualitätssicherung

Für alle Aufgaben des RKI sollten künftig angemessene
Mechanismen der extern begleiteten Qualitätssicherung
etabliert werden. Neben dem Wissenschaftlicher Beirat,
der eine übergreifende Aufgabe wahrnimmt, sollten auch
die Leistungen des RxI im Rahmen der wissenschaftlichen
Politikberatung regelmäßig durch die zu beratenden Insti-
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tutionen - hierzu zäh1en insbesondere Einrichtungen des
öffentrichen Gesundheit.sdienstes - bewertet werden. Dem

wissenschaftrichen Beirat sorrten daher auch vertreter
des Öffentrichen Gesundheitsdienstes sowie der Länder
angehören.

B.V.

v.1,.

Zs Standorten, Ausstattung und Finanzierung

Standorte und Ausstattung

Die bisherige räumliche Ausstattung des RKI ist a1s gut
und angemessen zu bewerten. Allerdings ist das RKI der-
zeit auf eine aus sicht des wissenschaftsrates zo große
und der zusammenarbeit wenig zuträgliche Anzahl verschie-
dener standorte in Berrin verstreut. Der wissenschaftsrat
empfiehlt daher dringend, die ZahI der gegenwärtig acht
Standorte möglichst rasch zu reduzieren. Den Standort
Wernigerode sollte das RKI unter Abwägung der dadurch
eingeschränkten Kooperationsmöglichkeiten beibeharten, da
die dortige Einheit qualitativ gute Arbeit leistet und
die sanierung der Gebäude im Gang ist. Dort sorrte der
gesamte Bereich der Bakteriologie konzentriert werden;
hierbei ist aus sicht des wissenschaftsrates auch die
bakteriologische Arbeitsgruppe des Bgvv unter die Leitung
des RKI zu stellen.

Auch am RKr sorrten Raumressourcen in Zukunft nicht mehr
nach dem Gewohnheitsprinzip verteilt werden; vielmehr
sorrte bei der vergabe insbesondere der Laborräumrichkei-
ten vorrangig der Bedarf der wissenschaftlich aktiven
Gruppen berücksichtigt werden. Auch sorlte versucht h/er-
den, über die Raumverteilung die Zusammenarbeit der wis-
senschaftrer im Rahmen gemeinsamer projekte zu fördern.
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Ein Problem wird sich dem RKI allerdings im Bereich der
Personalausstattung stellen: Auch unter der Voraus-
setzung, daß die derzeitigen wissenschaftlichen Mitarbei-
ter eine Neustrukturierung des Instituts unterstützen und

daß aIIe Möglichkeiten des frühzeitigen Ruhestandes und

der Befristung von Wissenschaftlerstellen genutzt werden,
wird das RKI ohne zusätzliche Hilfe im Personalbereich
nur schwer den gewünschten Neuanfang bewerkstelligen kön-
nen. Ein besonderes Problem stellen die insgesamt 60 kw-

Vermerke dar, von denen 29 im Bereich der Akademikerstel-
len wirksam werden. Diese Auflage würde, die übliche Per-
sonalfluktuation des fnstituts vorausgesetzt, dazu füh-
ren, daß im Bereich der wissenschaftlichen Mitarbeiter
über die kommenden sieben Jahre keine Neueinstellungen
mög1ich wären. Diese Situation hält der Wissenschaftsrat
für keinesfalls vertretbar, da sie gerade in der Phase

einer anstehenden Umstrukturierung zu einem Stillstand
der personellen Erneuerung führen wird. Erforderlich sind
daher eine gewisse Anzahl von zusätzlichen Stellen für
die Leitung des neu aufzubauenden wissenschaftlichen Pro-
jektbereichs sowie angemessen dotierte Positionen der
Abteilungsleiter. Um die höhere Dotierung der Abteilungs-
leiterstellen auszugleichen, erscheint es dem RKI zumut-
bar, im Gegenzug geringerwertige Stellen zumindest für
einen Übergangszeitraum zusammenzulegen. Auch erscheint
es vertretbar, \^renn SteIIen im Bereich der großzügig aus-
gestatteten Verwaltungsabteilung künftig wegfallen. Eben-
so erscheint eine deutliche Reduktion der Beamtenstellen
möglich. Stattdessen sollte der Anteil der befristet be-
setzten Stellen so rasch wie möglich erhöht werden. Zur
Flexibilisierung der personellen Sj-tuation bietet es sich
im Zuge der anstehenden Umzüge der Regierung von Bonn

nach Berlin außerdem an, Mitarbeiter der Verwaltung an

andere Regierungseinrichtungen abzuordnen und dem RKI für
einen Übergangszeitraum freie Stellen für wissenschaft-
liche Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen.
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Der wissenschaftsrat weist an dieser stelre ausdrücklich
darauf hin, daß alle Anstrengungen, das Institut umzu-
strukturieren, vergebens sein werden, wenn es nicht ge-
1ingt, binnen kurzer zeiL eine deutriche Flexibirisierung
der personellen Situation im wissenschaftlichen Bereich
herbeizuführen.

V.2. Finanzierung

Die Grundausstattung des RKI ist bezogen auf die jetzigen
Arbeitsschwerpunkte angemessen. Allerdings erlaubt die
derzeitige Mittelzuweisung dem RKI angesichts der anzu-
strebenden Neustrukturierung zu geringe FlexibiIit,ät.
Geboten wäre eine stärkere Unabhängigkeit des RKI im
Haushartsvollzug. Damit verbunden sein soIlte eine diffe-
renzierte interne Budgetierung der Aufgaben im Gesetzes-
vollzug, der wissenschaftlichen politikberatung und der
Forschungsprojekte. Auch sollte die interne Verteilung
der institutionellen Ressourcen nach Leistungskriterien
vorgenommen werden. Voraussetzung sind allerdings eine
weitgehende Deckungsfähigkeit von personar- und sachhaus-
hart. Die Mittelzuweisung im Rahmen der erojektförderung
des BMG scheint wenig transparent und für das rnstitut
kaum vorhersehbar. Geprüft werden sollte in diesem Zusam-
menhang aus sicht des trrlissenschaftsrates die offenbar
gängige Praxis, projektmittel an das RKf freihändig und
ohne vorherige Ausschreibung zu vergeben. Hierbei dürfte
es sich nur im Ausnahmefarr tatsächrich um gesundheits-
politisch derart dringliche Vorhaben handeln, als daß
nicht zuvor eine öffentliche Ausschreibung erforgen könn-
te. Auch erscheint fragrich, ob diese Einzelprojekte tat-
sächrich ein wirksames steuererement darsterlen, mit dem
das Ressort die von ihm gewünschten Akzente in der For-
schungslandschaft setzen kann. Günstiger erschiene auch
hier ein programmatisch definiertes und quaritativ abge-
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sichertes Verfahren.23) Auch sollte sich das RKI ver-
stärkt auch um Drittmittel anderer Geldgeber bemühen.

C. Zusammenfassung

Mit dem Gesetz über die Neuordnung zentraler Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens (GNG) wurden im Jahr 1994 we-

sentliche Aufgaben aus dem Zuständigkeitsbereich des frü-
heren Bundesgesundheitsamtes (BGA) auf das Robert Koch-

Institut (RKI) übertragen. Das Spektrum dieser Aufgaben

enthäIt mit der "Erkennung, Verhütung und Bekämpfung von

übertragbaren und nicht übertragbaren Krankheiten" einen
umfassenden Aufttdg, der nach Ansicht des V{issenschafts-
rates keinesfalls durch ein einzelnes Institut, zumal von

der Größe des RKI, bewältigt werden kann.

Die Qua1ität der wissenschaftlichen Arbeit in den einzel-
nen Fachbereichen des RKI bewertet der Wissenschaftsrat
als unzulänglich, r/üenn auch einzelne Wissenschaftler und

Arbeitsgruppen hiervon auszunehmen sind. Ursächlich für
diese Defizite sind fehlende übergreifende Zielvorstel-
Iungen, die Breite des vorgegebenen Themenfeldes und die
offenbar mangelnde Kraft, Schwerpunkte z! setzen.

Längerfristig ist eine Umstrukturierung des gesamten Be-
reichs der oberen Gesundheitsbehörden nach dem Vorbild
der US-amerikanischen Centers for Disease Control wün-

schenswert. Entsprechend den Strukturen des Vfissen-
schaftssystems in Deutschland bietet es sich dabei äfl,

Überdacht werden sollte in diesem Zusammenhang die in den
Ausführungen des Bundesrechnungshofes enthaltene Aufforde-
rung, Projekte der Ressortforschung vorrangig an staatsei-
gene Institute zu vergeben. Dies beeinträchtigt aus Sicht
des V{issenschaftsrates den Wettbewerb und damit die wissen-
schaftliche Qualität der geförderten Projekte.

231.
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ein Netzwerk bestehender Einrichtungen aus dem universi-
tären und außeruniversitären Bereich zu knüpfen, die auch
die Aufgaben der wissenschaftlichen poritikberatung über-
nehmen. In einem solchen System würde sich das RKI sinn-
vollerweise ausschließlich auf di-e rnfektionskrankheiten
beschränken. Angesichts der gegebenen Situation empfiehlt
der Wissenschaftsrat, den Hauptschwerpunkt im RKI künftig
auf den angestammten Bereich der Infektionskrankhej_ten zrt
legen und in diesem Gebiet auch eigene Forschungsschwer-
punkte sowohl biomedizinischer a1s auch epidemiologischer
Art zu pflegen. Auf eigene wissenschaftliche Schwerpunkte
in der Gentechnik und der Epidemiologie nicht übertrag-
barer Krankheiten sollte das RKI zwar nicht gänzlich ver-
zichten, sich nach Dafürhalten des Viissenschaftsrates
jedoch auf das Aufbereiten und die handlungsbezogene Ana-
lyse von Informationen und Daten nach dem Stand der Wis-
senschaft beschränken. fn allen Bereichen der Tätigkeit
sollte das RKI die Kooperation mit anderen Forschungsein-
richtungen im Sinne eines Netzwerks ausbauen.

Der Wissenschaftsrat häIt eine grundlegende Neustruktu-
rierung des Instituts für erforderlich, die auch das Ver-
härtnis zum auftraggebenden Ressort kritisch ej-nbezieht.
Anzustreben ist eine Organisationsform, die einen ange-
messenen Freiraum für die Forschung bietet und mit den
Amtsaufgaben im Rahmen des Volrzugs von Gesetzen und in
der Beratung politischer Institutionen in Einklang
bringt. um die starren Abteilungsgrenzen zu überwinden,
solrte die behördenähnliche ordnung im Bereich der For-
schung durch themenspezifisches Arbeiten in zeitrich be-
fristeten Projektgruppen ersetzt werden. Die bislang
sechs Fachbereiche sorrten künftig in drei Abteilungen
gegliedert und die zahr der Fachgebiete drastisch redu-
ziert werden. rm übrigen ist es aus sicht des hrissen-
schaftsrates erforderrich, das Themenspektrum des RKr
deutrich zu begrenzen. Teirgebiete, die bereits durch
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andere Einrichtungen bearbeitet werden, sollten ausge-
gliedert und eine disziplinübergreifende Programmatik für
das Institut entwickelt werden.

Die SteIIen des Institutsdirektors wie auch der Abtei-
lungsleiter sollten künftig angemessen dotiert und über
eine öffentliche Ausschreibung nach Möglichkeit in einem
gemeinsamen Berufungsverfahren mit der Humboldt-Univer-
sität besetzt werden. Dringlich erscheint es, den derzeit
mit über 90 B ungünstig hohen Anteil unbefristet beschäf-
tigter Wissenschaftler zu reduzieren. Um hier bald zu

einer Verbesserung zu gelangen, häIt es der Wissen-
schaftsrat für erforderlich, in einem Übergangszeitraum
eine gewisse Anzahl von zusätzlichen Stellen für ütissen-
schaftler insbesondere für die Leitung der neu einzu-
richtenden Projektgruppen - vorzusehen. Ferner sollte die
Professionalität der wissenschaftlichen Mitarbeiter, vor
allem im epidemiologischen Sektor, nachhaltig gestärkt
und hierfür wie auch für die anderen Sachbereiche ein re-
gelmäßiger ['Iissenschaftleraustausch mit kooperierenden
Einrichtungen in Gang gebracht werden.

Der Wissenschaftsrat empfiehlt weiterhin, einen vtissen-
schaftlichen Beirat für das RKI einzurichten und Verfah-
ren der Qualitätssicherung aufzubauen, die auch die Auf-
gaben im Rahmen des Vollzugs von Gesetzen sowie in der
Beratung politischer Institutionen einbeziehen. Die Ar-
beit der Kommissionen des RKI sollte auf gesundheitspoli-
tisch wichtige Schwerpunktbereiche konzentriert und die
ZahI der Einzelanfragen deutlich reduziert werden. Ferner
befürwortet der lüissenschaftsrat die bereits laufende
Organisationsuntersuchung für die seiner Ansicht nach
überdimensionierte Verwaltungsabteilung und eine Konzen-
tration der derzeit acht Standorte des Instituts.
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Anhang 1

stel I enpl an (vol I kraftstel I en) und Zahl der Mi tarbei ter des RKI
im Jahr 1996

(In Klarnmern: Zahl der beschäftigen Mitarbeiter)

Fachbereiche

Wissenschaftler
Wissen-

schaftler aus

Drittmitteln

des BMG

Wissen-

schafller aus

anderen

Drittmitteln

\Mssen-

schaftler

insgesamt

Nicht

wissenschaft-

liche

Mitarbeiter
Gesamt

davon

befristet

besetzt

FB1 13 (20) 8 (e) 1 (2) 22 (31) 68,5 (78)

FB2 21 (2't\ 0 0 1,5 (3) 22,5 .24) 60,5 (72)

FB3 10 (1 1) 0 1 (1) 4,5 (e) 15,5 (21) 27,5 (281

FB4 14 (24) 0 3,5 (6) '| (1) 18,5 (31) 26 (34)

FB5 22 (231 1 2 (21 0 24 (25\ 23,5126l

FB6 25 (23], 1 16 (21) 2 (3) 42 (47\ 43,5 (41)

FB Gesamt tos (1221 3 30,5 (3e) 10 (18) 14s,5 (179) 240,5 (279)

Leitung 1 (1) 1 (1) 2 (21

Abteilung Z 132 (141l.

Stellen/ Mitarbeiter

insgesamt 521 (601)




